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EVANGELISCH-REFORMIERTE LANDESKIRCHE BEIDER APPENZELL 
 
 
PROTOKOLL 
 
 
der Synode vom 24. Juni 2024, um 09:20 Uhr, 
Kantonsratssaal Herisau 
 
Marcel Steiner, Präsident der Synode, Schwellbrunn: Liebe Synodale, geschätzte Mitglie-
der des Kirchenrats, ich begrüsse Sie ganz herzlich zur sechsten Sitzung der Synode in der 
Amtsperiode 2022 bis 2026. 
 
Ganz herzlich begrüsse ich in der hintersten Reihe des Saals Anna Schindler, die Kandidatin 
für die Redaktionskommission Kirchenblatt Magnet. Auf der Zuschauertribüne begrüsse ich 
ganz herzlich Andreas Hess, Pfarrer in Wolfhalden und Marcel Panzer, Sozialdiakon in Heri-
sau. 
 
Die heutige Sitzung schliessen wir spätestens heute Nachmittag um 15:00 Uhr, weil der Kan-
tonsratssaal später vom Kanton gebraucht wird.  
 
Ich danke dem Kanton, dass wir wiederum im Kantonsratssaal tagen dürfen. 
 
Am Mittag gibt es eine kurze Pause im Foyer Eingeklemmte/Sandwiches, Getränke, Kaffee 
und etwas Süsses. Und zum Schluss danke ich Pfarrerin Anna Katharina Breuer und der Or-
ganistin Heidi Meier ganz herzlich für die heutige Gestaltung des Synodalgottesdiensts. 
 
 
1. Eröffnungswort des Präsidenten 

 
Marcel Steiner: Ich lese jeden Tag, nebst der Appenzeller Zeitung und dem Volks-
freund auch die NZZ. Besonders aufmerksam lese ich dort die Artikel von Simon Hehli. 
Er beschäftigt sich bei der NZZ unter anderem mit Religion und Kirche. Er ist ein Pfar-
rersohn aus Wattwil und ich kenne ihn schon seit meiner Zeit als Geschäftsleiter des 
Toggenburger Tagblatts. Dort war er vor 20 Jahren Volontär. Diesen Frühling hat Si-
mon Hehli wiederum in die Tasten gegriffen. Unter dem Titel «Die Kirchen verlieren 
ihre Privilegien» hat er ein düsteres Bild der Zukunft der Landeskirchen in der Schweiz 
gezeichnet. Die Säkularisierung hat er verglichen mit der Erosion von Boden. Sie ge-
schieht zwar langsam, aber man kann sie nicht aufhalten. Jede neue Generation sei 
weiter entfernt vom Glauben als die Generation der Eltern. In zehn Jahren werde es 
mehr Konfessionslose geben als Mitglieder aller Kirchen zusammen. Das werde finan-
zielle Konsequenzen für die Landeskirchen haben, schreibt Simon Hehli weiter. Wegen 
der sinkenden Mitgliederzahlen werden die Kirchen viel weniger Geld zur Verfügung 
haben. Dazu komme, dass radikale Säkularisten immer lauter die konsequente Tren-
nung von Kirche und Staat fordern. Das heisst zum Beispiel, dass der Staat keine Kir-
chensteuern mehr einziehen dürfte. Simon Hehli ist keiner jener Journalisten, die die 
Kirche schlecht schreiben wollen. Er sieht durchaus auch Chancen für die Kirche. Die 
Nachfrage nach Angeboten der Sinnstiftung, dem Trost und der niederschwelligen so-
zialen Hilfe bleibe gross. Besonders in der heutigen Zeit von geopolitischen Krisen. Im 
Wettbewerb mit Life-Coaches, Psychotherapeuten und Sozialstaat sei die Kirche im-
mer noch gut aufgestellt. Noch immer kann sie auf 10’000e von engagierten Mitglie-
dern zählen. Menschen, die ihre Arbeitskraft gratis zur Verfügung stellen. Es gibt also 
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noch Hoffnung. Da kommt mir, wie Anna Katharina Breuer im Gottesdienst, der Apfel-
baum von Luther in den Sinn. Wobei die Wissenschaft sich heute einig ist, dass die 
Metapher nicht von Luther war. Sie ist viel jünger. Sie ist in den 40er Jahren des letzten 
Jahrhunderts von den bekennenden Kirchen Deutschlands formuliert worden. Doch 
das ist eigentlich egal. Dieser Satz zeigt ein tiefes Gottvertrauen und er steht für eine 
trotzige Zuversicht. Und das ist doch typisch Luther. Und so wird der Apfelbaum zum 
Zeichen der Hoffnung. Und so wünsche ich mir für die heutige Synode auch ein Stück 
trotzige Zuversicht. Wir wissen nicht, wie unsere Kirche in zehn oder 20 Jahren aus-
sieht. Aber wir geben uns heute mit dem Reglement der Synode ein Werkzeug in die 
Hand, um an dieser Zukunft zu arbeiten. Und wenn wir auch manchmal zweifeln, was 
wir in dieser Kirche machen, geben wir uns gegenseitig Hoffnung. Hoffnung, dass un-
sere synodale Arbeit zu etwas Gutem werden kann. In diesem Sinn erkläre ich die 
heutige Sitzung der Synode als eröffnet. Gerne gebe ich das Wort für das Traktandum 
2 an die Kirchenratspräsidentin Martina Tapernoux. 
 
 

2. Wort des Rates 
 
Martina Tapernoux, Kirchenratspräsidentin, Heiden: Sehr geehrte Synodale, ge-
schätztes Büro der Synode, liebe Kolleginnen und Kollegen, mein Wort des Rates ist 
heute etwas länger als auch schon. Ich nehme mich dafür bei der Diskussion um das 
Geschäftsreglement der Synode etwas zurück. So geht es am Schluss wieder auf. Die 
weltweite Gemeinschaft von Christinnen und Christen zählt etwa 2,5 Mrd. Mitglieder 
und ist die grösste Religionsgemeinschaft. In der Schweiz sind ca. 1,5 Mio. Menschen 
reformiert, in Appenzell Ausserrhoden sind es knapp 19’800 und in Innerrhoden rund 
1’400. Was verbindet alle diese Menschen? Alle versuchen, das Leben auf Jesus 
Christus auszurichten. Alle sehen die Bibel als Lebensgrundlage. Aber damit ist es mit 
den Gemeinsamkeiten vielleicht schon vorbei. Das Christentum hat vielfältige Ausprä-
gungen, je nach Land und Kultur. In den einen Traditionen fühlen wir uns zu Hause, 
andere sind uns fremd. Und doch verbindet uns der gemeinsame christliche Glaube 
rund um den Globus. Die Kirchen in Westeuropa sind im Moment mit vergleichbaren 
Herausforderungen konfrontiert. Personal zu finden ist überall schwierig, Behörden 
sind unvollständig, Menschen kehren der Kirche den Rücken oder verstehen sie als 
Dienstleisterin für Kasualien. Und mittendrin sind Menschen wie Sie und ich. Uns ist 
der Glaube wichtig, uns ist die Kirche wichtig. Wir engagieren uns dafür, dass Men-
schen zusammen mit anderen unseren Glauben leben können. Wir schaffen kirchliche 
und diakonische Angebote in unseren Dörfern und die Menschen, die zu unseren 
Kirchgemeinden gehören. Diese Angebote gleichen sich in vielen Teilen, teilweise sind 
sie sehr individuell. Manchmal können Ideen, die richtig erscheinen, nicht umgesetzt 
werden, weil sie unseren Reglementen widersprechen und nicht kompatibel sind mit 
unserer Gesetzgebung. Wenn das geschieht, entsteht Frust. Ich bin persönlich über-
zeugt, dass es Reglemente braucht und finde die Arbeit daran sehr wichtig, auch für 
den Glauben. Die Reglemente haben das Ziel, dass unsere Mitglieder in allen Kirch-
gemeinden ein ähnliches Angebot vorfinden. Die Reglemente geben uns ein Gesicht, 
wir werden gegen aussen erkennbar. Und wir sind ein Gegenüber für den Kanton. Wir 
sind nicht 17 einzelne Gemeinden, die alle machen, was ihnen richtig erscheint, son-
dern wir sind eine Landeskirche. Wir sind für andere berechenbar, weil klar ist, wer bei 
uns welche Rechte und Pflichten hat. Wir sind demokratisch organisiert. Das heisst, es 
ist nachvollziehbar, wie bei uns Entscheidungen getroffen werden. Und wenn jemand 
nicht einverstanden ist, gibt es einen vorgegebenen Weg, um sich zu wehren. Nicht 
nur die Kirchgemeinden sind Teil von etwas Grösserem. Auch die Landeskirche ist 
eingebunden in weitere Gremien. Zum Beispiel bei der Aus- und Weiterbildung von 



3 

Pfarrerinnen und Pfarrern. Das können wir nie im Leben selber leisten. Weder finanziell 
noch personell. Und wir gehören zur EKS – zur Evangelischen Kirche Schweiz. Diese 
ist ihrerseits in grössere Strukturen eingebunden, zum Beispiel delegiert sie Abgeord-
nete in die Versammlung des ÖRK, des Ökumenischen Rates der Kirchen. Das ist eine 
weltweite Gemeinschaft, die das Ziel hat, zur Zusammenarbeit für Einheit, Gerechtig-
keit und Frieden zu inspirieren, wie es auf der Webseite heisst. Im ÖRK prallen seit 
dem Angriff von Russland auf die Ukraine Welten aufeinander. Im letzten März hat das 
Weltkonzil des Russischen Volkes unter der Leitung von Patriarch Kyrill, also dem 
Oberhaupt der russisch-orthodoxen Kirche, den Krieg in der Ukraine «aus spiritueller 
und moralischer Sicht» als «heiligen Krieg» bezeichnet. Das ist unerträglich für uns 
alle. Im ÖRK treffen Menschen aus Russland, der Ukraine und aus vielen anderen 
Ländern aufeinander. Auch die Schweiz ist mit fünf Delegierten vertreten, drei sind von 
der EKS. Russland bildet die grösste Delegation im ÖRK, weil die russisch-orthodoxe 
die grösste nicht-katholische Kirche in Europa ist. An der letzten Synode der EKS im 
Juni hat die reformierte Kirche Zürich eine Interpellation eingereicht. Sie fragt, ob der 
Mitgliederschwund der russisch-orthodoxen Kirche in der Ukraine die gerechte Verklei-
nerung der russisch-orthodoxen Delegation in der ÖRK zur Folge habe. Denn die An-
zahl Menschen in der Ukraine, die sich zur russisch-orthodoxen Kirche unter Moskauer 
Patriarchat zugehörig fühlen, nimmt seit längerer Zeit ab. Seit Beginn des Krieges wird 
das noch stärker der Fall sein. Auch deshalb, weil viele Menschen aus der Ukraine 
geflüchtet sind und die Kirche deshalb viele Mitglieder verloren hat. Und die ukrainisch-
orthodoxe Kirche hat sich vom Moskauer Patriarchat losgelöst. Vielleicht denken Sie, 
die Interpellation, welche die Verkleinerung einer Delegation fordert, ändert nichts an 
diesem schrecklichen Krieg. Und da haben Sie leider recht. Aber ich glaube, dass diese 
Interpellation das Selbstverständnis der russisch-orthodoxen Kirche etwas in Frage 
stellt. Und das ist wenigstens etwas. Vor zwei Jahren hat die Synode der EKS übrigens 
eine Motion an den ÖRK überwiesen, die die Suspendierung der russisch-orthodoxen 
Kirche prüfen sollte. Lars Syring und ich sind als Appenzeller EKS-Synodale bei diesen 
Diskussionen dabei. Über die EKS sind wir als kleine Landeskirche Teil der grossen 
weltweiten Kirchengemeinschaft. Also: Sie schaffen mit der Erarbeitung der Regle-
mente einen Rahmen für unsere Kirchgemeinden. Manche Kirchgemeinden erleben 
das als Unterstützung, andere fühlen sich eingeengt. Dieser Rahmen macht, dass wir 
Appenzellerinnen und Appenzeller in schweizerische, europäische und weltweite kirch-
liche Gremien eingebunden sind. Über diese Gremien nehmen wir an grossen Diskus-
sionen zur Weltpolitik teil. Wir als kleine Appenzeller Kirche. Heute geht es um das 
Synode-Reglement. Ich habe bereits erwähnt, dass ich mich da zurückhalten werden. 
Ich hoffe, ich mache das dann auch. Schliesslich sollen Sie bestimmen, wie Sie sich 
organisieren wollen. In diesem Sinn wünsche ich uns eine gute Synode. 
 
 

3. Namensaufruf 
 
Marcel Steiner: In den Kirchgemeinden Reute-Oberegg, Urnäsch und Wald ist je ein 
Sitz in der Synode vakant. 
 
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt: 
 
Fehrlin Ruth Rehetobel 
Kuster Markus Walzenhausen 
 
Langenauer Alessandra ab 12.30 
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Es sind 46 Synodale anwesend. Das absolute Mehr beträgt 24. Die Synode ist nach 
Art. 9 der Geschäftsordnung beschlussfähig. Ich bitte Sie, das Büro zu informieren, 
wenn Sie die Sitzung vorzeitig verlassen. So können wir das absolute Mehr neu erhe-
ben.  
 
 

4. Inpflichtnahme der neuen Synodalen 
 
Zum ersten Mal an einer Synode dabei sind Ursina Schindler, Kirchgemeinde Appen-
zell und Nadine Kolb, Kirchgemeinde Heiden. Die Kirchenverwaltung hat die Wahlpro-
tokolle geprüft und für gut befunden. 
 
Pfarrerin Sigrun Holz nimmt die neuen Synodalen in Pflicht und spricht einen Segen. 
(18:42) 
 
Immer vor der Synode im Sommer werfen wir einen Blick auf das Wahljahr der Syno-
dalen und der von der Synode gewählten Amtsträgerinnen und Amtsträger. Aus dem 
Plenum der Synode haben wir in diesem Jahr folgende Jubiläen: Sigrun Holz, Speicher 
ist seit 10 Jahren Mitglied der Synode. Sigrun, ich gratuliere dir herzlich zu diesem 
Jubiläum und ich freue mich, auch weiterhin mit Dir zusammen arbeiten zu dürfen. Ich 
darf Dir einen kleinen süssen Gruss übereichen, und zwar in einer neuen Tragtasche 
der Landeskirche.  
Wir haben noch weitere Jubiläen: Benjamin Schindler, Speicher; Marco Bivetti, Trogen 
und Helen Höhener-Zingg, Teufen, amtieren seit 2004 in der Rekurskommission. 
Seit dem Jahr 2004 arbeiten Peter Sutter als Vertreter und Annette Joos-Baumberger 
als Vertreterin der Ombudsstelle.  
Ich gratuliere den fünf Damen und Herren im Namen der ganzen Synode zu ihren Ju-
biläen und danke ihnen für ihr Engagement und für ihre Arbeit. 
 
 

5. Wahlen; Ergänzungswahl Redaktionskommission Kirchenblatt 
 
Heinz Mauch, Stein: Geschätzte Kirchenrätinnen, geschätzter Kirchenrat, geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen aus der Synode, ich habe es übernommen, das neue Mit-
glied, das zur Wahl in die Redaktionskommission steht, Anna Schindler, Euch etwas 
näher zu bringen. Es ist aufgrund unseres Festwochenendes etwas eng geworden 
aber ich hoffe, ich habe das Wesentliche erwischt. Sie stellt sich mit ihrem Lebenslauf 
vor, der zu ihr selbst etwas sagt. Ich werde sie etwas einordnen. Sie hat auch eine 
Herkunft und mit ihr machen wir etwas Zukunft im Magnet. Anna Schindler ist Tochter 
von Eltern, die Spuren hinterlassen haben. Ihre Mutter, Regine Schindler, geborene 
Hürlimann, geboren 1935 in Berlin, gestorben 2013 in Uerikon, Kanton Zürich, Germa-
nistin und Historikerin. Sie ist der Generation der über 60jährigen vielleicht noch ein 
Begriff. Mit ihren Sach- und Erzählbüchern über und für Kinder und Jugendliche ist sie 
immer mal wieder ein Thema gewesen im kirchlich-theologischen Bereich. Ich kann 
mich gut an meine Zeit erinnern, als ich Religionsunterricht gegeben habe, dass es 
immer wieder Diskussionen gab, ob das wirklich so gut ist, was sie hier machte. Wie 
es eben unter Theologen so üblich ist, es wird alles beurteilt. Es war ihr wichtig, Kindern 
und Eltern den Zugang zur biblischen Botschaft zu beschaffen und dabei unsachge-
mässe Vereinfachungen zu vermeiden. Einige ihrer Werke sind immer noch erhältlich. 
Ihr Vater, Theologe, Kirchenhistoriker, Dozent an der Hochschule in Zürich, geboren 
1934, gestorben 2012, ist mir bei der Vorbereitung eines Artikels für die Märzausgabe 
des Magnet mit dem Titel «Volkskirche am Ende» begegnet. Es hat damals einfach 
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noch nicht Klick gemacht. Er ist Herausgeber einer Ringvorlesung gewesen an der 
Universität Zürich zum Thema «Kirche und Staat, Bindung, Trennung, Partnerschaft». 
Aktuell ist er in unserem Jahr zu 500 Jahre Reformation im Appenzellerland als Her-
ausgeber von Werken wie «die Badener Disputation von 1526» oder «Das Gebet in 
patristischer und reformatorischer Sicht» vielleicht ein Input-Geber für kommende Ver-
anstaltungen. Selbstverständlich hat er noch mehr veröffentlicht und ist vielleicht auch 
einigen der hier anwesenden Pfarrpersonen ein Begriff. Eltern, die Spuren hinterlas-
sen, habe ich eingangs gesagt. Das macht es Söhnen und Töchtern nicht immer ein-
fach, den eigenen Weg zu finden. Im Lebenslauf von Anna Schindler taucht aber auf, 
dass sie dies offensichtlich geschafft hat. Sie hat einen eigenen Weg gewählt und ei-
gene Wege gefunden. Was blieb, ist ihr Interesse an Menschen, ihr Interesse an Ge-
schichten, an Sinnfragen und an Zusammenhängen im menschlichen Leben. Es ist der 
weite Blick über die sogenannt christlichen Ansätze, wenn man es verengt sehen will, 
welcher ihr gegeben war. Und sie hat neue Zusammenhänge für sich und ihr Leben 
gefunden. Ihre Arbeit als Autorin und Schauspielerin, in der Texte und Geschichten 
elementare Zeugnisse für die eigene Arbeit sind, ist auch eine gute Grundlage für die 
Mitarbeit in der Redaktionskommission. Wir, die Redaktionskommission des Magnet, 
freuen uns sehr auf die Zusammenarbeit mit Anna Schindler und wir begrüssen ihre 
Wahl. Ich danke Anna auch im Namen der Redaktionskommission für ihre Zusage und 
ich danke voraus, geschätzte Synodale, für ihre Zustimmung zur Wahl. 
 
Marcel Steiner: Frau Schindler ist im Saal anwesend. Wenn jemand eine Frage hat, 
wäre jetzt die Gelegenheit, diese zu stellen. Das scheint nicht der Fall zu sein. Ich bitte 
Frau Schindler, den Saal für den Wahlakt zu verlassen. 
 

Anna Schindler verlässt den Saal. 
 
Die Synode wählt Anna Schindler, Herisau, mit sehr grossem Mehr in die Redaktions-
kommission. 
 

Anna Schindler betritt den Saal. 
 

Applaus. 
 
 

6. Rechenschaftsbericht 2023 des Kirchenrats; Genehmigung 
Weitere Jahresberichte 2023; Kenntnisnahme 
 
Mit Bericht vom 18. März beantragt der Kirchenrat 
1. den Rechenschaftsbericht 2023 des Kirchenrats zu genehmigen. 
 
Eintreten ist obligatorisch. 
 
Martina Tapernoux: Ich habe keine Ergänzungen und verzichte auf das Wort. 
 
Hans Ulrich Sturzenegger, Herisau: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, 
auf der Seite 2 des Berichtes steht, die strategische Ausrichtung des Kirchenrats. Es 
steht inhaltlich praktisch nichts, aber ich denke, das ist so gewollt. Trotzdem interes-
siert mich, wann uns diese Strategie vorgestellt wird, wie wird sie sichtbar und was 
könnte sich für uns verändern. Danke. 
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Martina Tapernoux: Es ist eine inhaltliche Arbeit. Die Strategie war zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Jahresberichts noch nicht so weit entwickelt, dass ich über den Inhalt 
wirklich etwas hätte schreiben können. Zumal der Kirchenrat die Strategie noch nicht 
verabschiedet hat. Sichtbar wird sie sicher im Reglement kirchliches Leben. Da haben 
wir gemerkt, dass das Reglement kirchliches Leben die Weichen für die Zukunft stellt, 
vom Zusammenleben in unserer Kirche und wir wissen noch nicht recht, auf was das 
aufgebaut wird. Wir müssen uns zuerst darüber verständigen, welches unsere Aus-
richtung ist. Und deshalb wird das dann sicher sichtbar.  
 
Martin Breitenmoser, Appenzell: Sehr geehrte Damen und Herren, auf Seite 6 sehen 
Sie eine Statistik. Diese Statistik zeigt die Mitgliederzahl, die Anzahl Bestattungen, 
Konfirmationen und Trauungen. Als erstes denke ich, eine Statistik sollte einen gewis-
sen Zeitraum aufzeigen. Ich kann mir vorstellen, dass man beispielsweise einen Zehn-
jahresvergleich macht und vielleicht die letzten zwei bis drei Jahre dazunehmen 
könnte. Was für mich jetzt sehr interessant wäre, wäre die Mitgliederentwicklung, wie 
ich es gesagt habe, über zehn Jahre respektive zwei bis drei Jahre. Aber ich könnte 
jetzt sehr gut auf Taufen, Bestattungen, Konfirmationen und Trauungen verzichten. 
Dafür würde es mich interessieren, wie viele Eintritte/Austritte wir in diesem Zeitrahmen 
hatten. Allenfalls muss man sich vorstellen – ich habe in der Statistik von Thurgau 
geschaut – dass man die Steuereinnahmen der Landeskirche, allenfalls auch der 
Kirchgemeinden, abbilden könnte. Das gäbe ein Bild ab, wie eine Entwicklung aussieht 
und jetzt haben wir nur einen Ist-Zustand. Ich möchte das Büro respektive den Kir-
chenrat bitten, einen Vorschlag zu machen, wie ein Zeitraum mit relevanten Zahlen zu 
Ein- und Austritten und allenfalls Steuereinnahmen aussieht. 
 
Martina Tapernoux: Besten Dank für die Anregung. Online im Jahresbericht findet 
man diese Zahlen. Da sind alle Kirchgemeinden aufgeführt, Kasualien und unten Mu-
tationen Mitglieder, Austritte, Eintritte und Wechsel der Kirchgemeinde. Was nicht auf-
geführt ist, sind die Steuern. Aber ich glaube, das diskutieren wir im Kirchenrat.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren. Auf der 
Seite 13 lese ich vom Bedeutungsverlust der Institution Kirche und weiter unten geht 
es darum, dass man der Kommunikation verstärkt Beachtung schenken soll. Jetzt 
komme ich auf etwas altmodisches zurück. In der Zeitung ist jeweils der Kirchenzettel 
abgedruckt. Unterdessen sind nicht mehr alle Kirchgemeinden mit ihren Veranstaltun-
gen aufgeführt. Ich denke, an jene, die die Zeitung und den Kirchenzettel nutzen, das 
sind sicher eher auch diese Leute, die in die Kirche gehen, schon den Magnet haben. 
Aber in dieser Generation, und wenn man sich als Kirche bemerkbarmachen will, dann 
sollte man das auch für jene kommunizieren, die den Magnet vielleicht nicht haben. 
Diese überlegen sich vielleicht, wieder einmal in die Kirche zu gehen und schlagen sie 
die Zeitung auf. Mich würde es interessieren, ob das ein Thema für den Kirchenrat 
wäre. Ich bedaure es, dass die Kirchgemeinden, vermutlich aus finanziellen Gründen, 
ihre Angebote nicht mehr in der Zeitung publizieren. Ich fände es wichtig, auch diesen 
Kanal weiterzupflegen. Und deshalb meine Frage, ob sich der Kirchenrat dieser Frage 
annehmen könnte.  
 
Martina Tapernoux: Das ist ein schwieriges Thema. Der Kirchenzettel ist sehr teuer 
und den bezahlen die Kirchgemeinden selbst. Als Pfarrerin von Heiden weiss ich, dass 
Heiden aufgehört hat, die Angebote in der Zeitung zu veröffentlichen. Dadurch spart 
Heiden 8'000 Franken im Jahr ein. Das ist richtig viel Geld. Im Kirchenrat war das bis 
jetzt nie ein Thema, weil das, wie gesagt, über andere Kanäle läuft. Wir finanzieren 
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das Wort zum Sonntag, welches jeweils über dem Kirchenzettel steht. Ich denke, wir 
können das mitnehmen, aber ich bin insgesamt skeptisch.  
 
Christoph Gugger, Bühler: Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, das war auch in 
der Präsidienkonferenz ein Thema. Wir versuchen uns abzugleichen und den Kontakt 
mit der Zeitung aufzunehmen, um zu besprechen, welche Möglichkeiten es gibt. Das 
Problem ist, dass wir in der Öffentlichkeit immer unsichtbarer werden – bei den Kir-
chenbürgern aber auch in der gesamten Öffentlichkeit. Wir sind untereinander in Kon-
takt und kommen auch auf den Kirchenrat zu, um dem entgegenzuwirken. Das Haupt-
problem ist finanzieller Art. 
 
Die Synode stimmt dem Rechenschaftsbericht 2023 des Kirchenrats mit grossem Mehr 
zu. 
 
 

7. Tätigkeitsbericht 2023 der Geschäftsprüfungskommission; Kenntnisnahme 
 
Mit Bericht vom 20. Mai empfiehlt Ihnen die Geschäftsprüfungskommission 
1. den Tätigkeitsbericht 2023 der Geschäftsprüfungskommission der Synode zur 

Kenntnis zu nehmen. 
 
Eintreten ist obligatorisch. 
 
Eugen Brunner, Speicher: Geschätzter Präsident, geschätzte Synodale. Der vorlie-
gende Bericht gibt einen Überblick darüber, was die GPK im vergangenen Jahr 2023 
geprüft, angeschaut und hinterfragt hat. Und hoffentlich im Sinn der Synode hinge-
schaut hat, wie die Geschäfte in unserer Landeskirche laufen. Ich verzichte darauf, ihn 
vorzulesen. Ich möchte aber auf den Punkt hinweisen, der uns in der GPK immer wie-
der viel Arbeit und Kopfzerbrechen macht. Das ist der Teil, den wir am 9. Mai 2023 
versucht haben zu regeln – nämlich, dass wir die Unterlagen explizit bezüglich Jahres-
rechnung, Finanzausgleich und sonstige Sachen des Kassiers rechtzeitig erhalten, da-
mit wir unsere Arbeit machen können, so wie es von uns verlangt ist. Das haben wir 
damals zu regeln versucht und wir haben das schriftlich festgehalten. Das war ein 
Messlattenpunkt in diesem Jahr, auf den ich hier gerne hinweisen möchte. Für weitere 
Fragen zum Bericht stehe ich gerne zur Verfügung.  
 
Die Synode nimmt den Tätigkeitsbericht 2023 der Geschäftsprüfungskommission ohne 
Diskussion zur Kenntnis. 
 
 

8. Jahresrechnung 2023; Genehmigung 
 
Mit Bericht vom 14. Mai beantragt der Kirchenrat 
1. die Rechnung 2023 zu genehmigen. 
 
Mit Bericht vom 15. Mai empfiehlt die Geschäftsprüfungskommission, 
1. die Jahresrechnung 2023 samt Anhang zu genehmigen. 
 
Eintreten ist obligatorisch. 
 
Thomas Gugger, Kirchenrat, Gais: Liebe Synodale, ein erster Überblick – wir haben 
ein positives Ergebnis von 73'000 Franken. Wir schliessen rund 140'000 Franken 
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besser ab als budgetiert. Hauptgrund ist, dass wir wesentlich weniger Ausgaben hatten 
als geplant. Die Budgetabweichungen sehen Sie im Bericht auf Seite 13 und ich sage 
nachher noch etwas dazu. Nochmals das Anliegen von Martin Breitenmoser: Ich habe 
das Thema Mitglieder drin. Wir haben die blaue Linie, das sind die Mitglieder. Wir ha-
ben in den letzten zwölf Jahren 14 % der Mitglieder verloren. Die ständige Wohnbevöl-
kerung hat in beiden Kantonen rund 6 % zugenommen. Das ist die gegenläufige Ent-
wicklung, welche leider so ist. Auf der nächsten Folie sehen wir die Entwicklung der 
Steuereinnahmen. Die blaue Zickzack-Linie – das sind die effektiven Steuererträge 
Landeskirchensteuer. Diese haben seit 2013 im Schnitt um 4.7 % zugenommen. Daher 
– das ist pro Jahr eine Zunahme von 0.4 %. Die grüne Linie ist die mathematisch be-
stimmte Trend-Linie. Daher – die Steuererträge sind im Moment noch leicht positiv. 
Irgendwann kippt das, aber das geht noch rund zehn Jahre. Das einfach mal, damit 
man die Zahlen graphisch dargestellt hat. Das ist die Gegenüberstellung von Aufwand 
und Ertrag. Die blaue Linie sind die Erträge. Wir haben im letzten Jahr mit einem Ver-
lust abgeschlossen. Dieses Jahr ist ausgeglichen, obwohl wir einen Verlust budgetiert 
haben. In Zukunft sieht es nicht schlecht aus. Gemäss unserer Finanzplanung werden 
wir ausgeglichene Ergebnisse haben. Auf der nächsten Folie haben wir die Erträge. 
Das sind sämtliche Dienstleistungsverrechnungen, die die Landeskirche machen 
konnte. Wir sind etwas unter dem Budget und unter dem Vorjahr. Das macht aber 
nichts, da wir alles verrechnet haben, was wir verrechnen konnten. Dann haben wir 
den Finanzertrag. Das sind unsere Wertschriften, welche sich positiv entwickelt haben. 
Transferertrag ist das, was wir erhalten, um weiterzugeben, beispielsweise den Finanz-
ausgleich. Der kommt rein und wieder raus. Das ist plus/minus im Budget. Dann auf 
der nächsten Seite, die Personalkosten sind klar unter dem Budget. Wir hatten letztes 
Jahr eine Vakanz im Kirchenrat. Das ist der wesentlichste Punkt, weshalb die Perso-
nalkosten, also Behördenentschädigungen wesentlich unter dem Budget liegen. Das 
gleiche gilt für den Betriebsaufwand – dort sind wir auch deutlich unter Budget und des 
Vorjahres. Dort hatten wir weniger Ausgaben für Beratungsleistungen im Rahmen der 
Gesetzesrevision. Deshalb sind wir dort unter dem Budget. Der Transferaufwand war 
etwas höher. Das hängt alles mit dem Finanzausgleich zusammen. Wenn wir hier 
schauen, sehen wir die wesentlichen Budgetabweichungen – wie erwähnt, die Vakanz 
im Kirchenrat, dann wesentlich weniger Sitzungsgelder als geplant im Rahmen der 
Gesetzesrevision, rund 20'000 Franken. Die Beratungshonorare betreffen auch die 
Gesetzesrevision, welche wir grosszügig budgetiert hatten. Da haben wir 40'000 Fran-
ken weniger gebraucht. Das sind die grossen Posten. Das andere sind kleinere Posten 
wie Spesen, da hatten wir etwas weniger. Es ist gut, wenn man etwas sparsam ist. Die 
Steuererträge liegen 14'000 Franken unter den Erwartungen. Bei den weiter verrech-
neten Leistungen hat es weniger zum Verrechnen gegeben. Aber wenn es weniger 
zum Verrechnen gibt, entstehen auch weniger Kosten. Daher gleicht sich das aus. Die 
Finanzerträge habe ich erwähnt. Unsere Wertschriften haben sich positiv entwickelt. 
Dann etwas Ausserordentliches – die Synode hat im November beschlossen, den Er-
wachsenenbildungsfonds aufzulösen. Der grösste Teil der 40'000 Franken geht zu-
gunsten des Härtefallfonds. Der Rest von 17'700 Franken wurde der Jahresrechnung 
gutgeschrieben. So kommen die Abweichungen von rund 140'000 Franken zusam-
men. Sie haben in den Unterlagen den Kommentar, die Bilanz, die Erfolgsrechnung, 
den Anhang 1 bis 4 und das A3-quer-Blatt mit der ganzen Funktionenrechnung. Fragen 
dazu beantworte ich gerne.  
 
Ann-Kathrin Dufeu, Trogen: Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, ich habe eine 
Frage zur vorhergehenden Folie. Bei den verschiedenen Abweichungen steht 20'000 
Franken und hinten steht 12'000 Franken. Weshalb? Handelt es sich um die Auflösung 
des Erwachsenenbildungsfonds von 17'700 Franken. Bei der Abweichung sind es 
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17'000 Franken und bei den verschiedenen Abweichungen sind es 20'000 Franken 
und nachher sind es 12'000 Franken. 
 
Thomas Gugger: Dort sollte auch 12'000 Franken stehen anstatt 20'000 Franken. 
 
Die Jahresrechnung wird mit grossem Mehr genehmigt. 
 
 

9. Finanzausgleich Kirchgemeinden 2024; Genehmigung 
 
Die Unterlagen zum Finanzausgleich 2024 wurde nicht wie angekündigt mittels Nach-
versandes verschickt. Der Finanzausgleich liegt nicht vor. 
 
Mit Bericht vom 21. Mai beantragt der Geschäftsprüfungskommission 
1. den Finanzausgleich 2024 zurückzuweisen. 
 
Marcel Steiner: Etwas, das nicht vorliegt, können wir nicht zurückweisen. Und auf eine 
Vorlage, die nicht vorliegt, können wir nicht eintreten. Das heisst, dass wir zu diesem 
Traktandum keinen Entscheid fällen können. Ich erwarte jedoch gerne vom Kirchenrat 
eine Erklärung, weshalb es zu dieser unschönen Situation gekommen ist und was das 
für die Kirchgemeinden, welche auf den Finanzausgleich angewiesen sind, für Konse-
quenzen hat. 
 
Martina Tapernoux: Der Kirchenrat bedauert die Situation ausserordentlich. Er hatte 
im Vorfeld nicht genügend Zeit, um den Finanzausgleich ausführlich zu diskutieren. 
Deshalb hat er keinen Nachversand gemacht. An der letzten Sitzung vom 18. Juni hat 
der Kirchenrat den Finanzausgleich nun diskutiert und verabschiedet. Wann er der Sy-
node vorgelegt wird, entscheidet das Büro. Sollte eine Gemeinde aus dem Grund, weil 
das Geld jetzt später kommt, in finanzielle Schwierigkeiten kommen, müssten wir indi-
viduell eine Lösung suchen. 
 
Eugen Brunner: Auch wenn wir nicht darüber abstimmen können – für die GPK ist es, 
obwohl wir abgemacht haben, zu welchem Zeitpunkt die Unterlagen bei uns sein müs-
sen, eine grosse Frage bezüglich des Vertrauens in den Kassier. Ein Finanzausgleich, 
der nicht vorliegt, obwohl wir den Kassier darauf hingewiesen haben, und auch mit der 
Revisionsstelle versucht haben, diese Unterlagen rechtzeitig zu erhalten, das wirft für 
uns Fragen auf.  
 
Renzo Andreani, Herisau: Geschätzter Präsident, geschätzte Damen und Herren. Ja, 
da würde ich auch gerne konkret nachfragen und auch eine Antwort erhalten wollen, 
von Ihnen, Herr Kirchenrat Gugger. Wie gehen wir damit um, wenn da so eine klare 
Aussage von der GPK vorliegt? Ich erwarte eine Antwort. 
 
Thomas Gugger: Als erstes – ein Kassier bin ich nicht, bin ich nie gewesen und werde 
ich auch nie sein! Es ist immer die Frage, wie sich die Kirchgemeinden verhalten. Und 
wir hatten ein Kommunikationsproblem bei uns intern – wer steht den Kirchgemeinden 
auf die Füsse, damit sie ihre Sachen liefern. Viele Kirchgemeinden haben ganz brav 
bis Ende März alles eingereicht und es gibt einige Kirchgemeinden, denen muss man 
jedes Jahr bösartig auf die Füsse stehen, bis sie endlich diese Unterlagen liefern. Und 
wir haben uns intern nicht abgesprochen, weil da gibt es ja einen Wechsel. Das geht 
weg von mir, das geht zur Geschäftsstelle. Dass wir uns intern nicht abgesprochen 
haben, das ist mein Fehler und das tut mir leid. 
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Jörg Schmid, Urnäsch: Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Kirchenrat, sehr 
geehrte Anwesende. Meine konkrete Frage: Bis wann ist das denn gemacht?  
 
Eugen Brunner: Geschätzter Präsident, aus Sicht der GPK ist es klar in der Verant-
wortung des Finanzverantwortlichen – nicht vom Kassier, pardon für den Versprecher 
von vorhin – vom Finanzverantwortlichen, um den säumigen Kirchgemeinden bis, wie 
im Reglement vermerkt, 31. März auf die Füsse zu stehen. Und die Absprache, ver-
ständlich, ja, das kann man jetzt so sehen. Aber das lag damals immer noch in der 
Verantwortung des Finanzverantwortlichen. Die Abschiebung auf die Kirchgemeinden 
finde ich an dieser Stelle, nachdem wir das schon thematisiert haben, nicht würdig. 
 
Thomas Gugger: Das habe ich ja nicht gesagt. Ich habe gesagt, das war mein Fehler 
– das ist kein Thema. 
 
Martina Tapernoux: Wie gesagt, der Finanzausgleich ist verabschiedet. Es ist Sache 
des Büros, die Traktandenliste für die Synode zusammenzustellen. Und deshalb 
müsste diese Frage das Büro der Synode beantworten. Ich denke, so schnell als mög-
lich. Das wird im Interesse des Büros und des Kirchenrats sein – und auch von Ihnen. 
 
Marcel Steiner: Das Büro bemüht sich, sobald eine Vorlage vorliegt, diese sofort zu 
traktandieren. Und ich gehe davon aus, dass das in der Septembersynode sein wird.  
 
 

10. Geschäftsreglement Synode, Totalrevision, 1. Lesung; Genehmigung 
 
Mit Bericht vom 25. Januar 2024 beantragt Ihnen das Büro 
1. auf die Vorlage einzutreten 
2. dem Geschäftsreglement der Synode in 1. Lesung zuzustimmen. 
 
Mit Bericht vom 22. Mai beantragt die vorberatende Kommission Reglemente 
1. auf die Vorlage einzutreten 
2. dem Entwurf Geschäftsreglement Synode mit den Änderungen der vorberatenden 

Kommission Reglemente in 1. Lesung zuzustimmen. 
 
Esther Johnson, Büro der Synode, Gais: Ich trete in Vertretung unseres Präsidenten 
auf, weil er nicht gleichzeitig beides machen kann – durch das Geschäft führen und 
auch noch Erläuterungen abgeben. Deshalb übernehme ich das jetzt. Ich verweise 
primär auf den Bericht und Antrag unserer Kommission. Ich möchte erklären, weshalb 
das Büro mit diesem Entwurf beauftragt ist. Wir hatten ja sonst frei zusammengesetzte 
Arbeitsgruppen, welche die Reglemente erarbeitet haben. Es hat aber in diesem Fall 
Sinn gemacht, dass wir diesen Entwurf vorbereitet haben, weil das Büro mit diesen 
Abläufen und Details beschäftigt ist und nahe dran ist. Wir wollten nicht eine Teilrevi-
sion machen. Wir haben schnell gesehen, dass man da waren nicht alles neu erfinden 
musste. Man hat auch die Synode als Parlament nicht neu erfinden wollen. Aber in der 
Abfolge, und auch aufgrund der Verfassung, hat es einiges gegeben, das auch unter-
geordnet geändert hat, deshalb sind wir diese Gesamtrevision angegangen. In dieser 
Arbeitsgruppe, die die Vorlage vorbereitet hat, ist Hans-Ulrich Sturzenegger vom Büro 
nicht beteiligt gewesen. Er wirkt als Präsident der vorberatenden Kommission. Er hat 
auch dort verschiedenes, welches dann noch zur Sprache kommen wird, mit seiner 
vorberatenden Kommission behandelt. Die zwei wichtigsten Punkte, die dann in Form 
von Anträgen vorliegen, behandeln die Aufhebung von bestehenden Kommissionen 
und die Schaffung von neuen Kommissionen. Dann die Instrumente für die 
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parlamentarischen Vorstösse. Es steht schon länger im Raum, die verschiedenen In-
strumente neu zu lösen, neu zu definieren oder allenfalls neu zu schaffen. Ob wir dann 
in die Richtung, die wir schon diskutiert haben oder eher in Richtung einer vereinfach-
ten Lösung gehen wollen, wird sicher auch noch diskutiert. Dann sind verschiedene 
kleinere Sachen, die zu diskutieren sind, die in den Unterlagen bereits platziert sind. 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Sehr geehrter Herr Synodalpräsident, sehr geehrte Mitt-
glieder von Kirchenrat und Synode, im Namen der vorberatenden Kommission äussere 
ich mich einleitend zur Beratung des Geschäftsreglements der Synode. Wie aus Be-
richt und Antrag der vorberatenden Kommission ersichtlich, hat sich die Kommission 
zu vier Sitzungen zusammengefunden, um den Entwurf des Geschäftsreglements ar-
tikelweise zu beraten. Im Vergleich zu früher liegt ein klar verbessertes, gut strukturier-
tes und sinngemäss aufgebautes Reglement vor, das zukünftig für die Arbeit hilfreich 
ist. Allen, die bis jetzt an diesem Entwurf Aufbauarbeit geleistet haben, gehört ein aus-
drücklicher Dank. Im Besonderen denke ich da auch an Kirchenratschreiberin Jacque-
line Bruderer. Ihr war nie etwas zu viel im fundierten Vorbereiten und kompetenten 
Mitberaten. Ein Dank gebührt zudem jenen Kirchgemeinden, die sich an der Vernehm-
lassung beteiligt haben und auch der Rekurskommission. Im Bericht und Antrag der 
vorberatenden Kommission kommt zum Ausdruck, zu welchen Artikeln sie Änderungs-
vorschläge unterbreiten wird. Eine Begrünung ist jeweils angefügt. Drei Themen, wel-
che in der vorberatenden Kommission zu grösseren Diskussionen geführt haben, 
greife ich heraus. Das sind: Der Wegfall der Umfrage am Schluss der Traktandenliste 
der Synode, der Stichentscheid der Präsidentin, des Präsidenten bei Abstimmungen 
von Sachgeschäften und die parlamentarischen Vorstösse. Zur Umfrage: Die Umfrage 
am Schluss einer Versammlung in einem Verein macht Sinn, aber das Traktandum 
gehört nicht in ein Parlament. Die bisherige Umfrage war eher ein Sammelsurium von 
Wortmeldungen wie beispielsweise Einladungen zu Veranstaltungen in Kirchgemein-
den sind dabei vorgekommen, Dankesworte aller Art, längere Dialoge zwischen Syno-
den und dem Kirchenrat zu Themen, die nicht auf der Traktandenliste waren, Äusse-
rungen von diversen Wünschen usw. Einmal ist es auch zu einer nicht gewünschten 
Diffamierung einer Person gekommen. Als Ersatz für die bisherige unberechenbare 
Umfrage schlägt die vorberatende Kommission, die aus ihrer Sicht zeitlich und inhalt-
lich berechenbare Anfrage vor, welche am Schluss einer Sitzung einer Synode trak-
tandiert sein könnte. Vergleichen Sie dazu den Art. 66 im Antrag der vorberatenden 
Kommission. Die Anfrage ist dem Büro schriftlich einzureichen oder kann an der Sit-
zung vorgetragen werden. Eine regelmässige Fragestunde, wie sie der Kantonsrat 
kennt, oder die Form einer Gesprächssynode sind diskutiert aber schliesslich abge-
lehnt worden. Der Stichentscheid bei Stimmengleichheit: Entgegen der Formulierung 
im Entwurf des Geschäftsreglements schlägt die vorberatende Kommission vor, den 
Stichentscheid an die Präsidentin oder den Präsidenten zu übertragen. Im Reglement 
heisst es im Art. 56 Abs. 2 bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Rechtliche 
Abklärungen haben ergeben, dass beide Vorgehensweisen rechtens sind. Vorgege-
ben ist einfach, dass der Abstimmungsmodus im Reglement geregelt ist. Wie auch 
immer Sie sich entscheiden, ob Sie den Vorschlag im Entwurf des Geschäftsregle-
ments oder jenen der vorberatenden Kommission bevorzugen, rechtens ist beides, es 
muss nur festgehalten sein. Die parlamentarischen Vorstösse: Ob im Parlament von 
Bund oder von den Kantonen, man kennt überall, ausser im Kanton Appenzell Inner-
rhoden, folgende Möglichkeiten der parlamentarischen Vorstösse: Motion für eine Ge-
setzesänderung, das Postulat, um ein Anliegen zu prüfen – das ist die schwächere 
Form einer Motion – und die Interpellation, die förmliche parlamentarische Anfrage. Die 
vorberatende Kommission, das heisst, die Mehrheit dieser, schlägt Ihnen nach aus-
führlicher Diskussion eine Art Innerrhoder-Modell vor. Somit käme beim Art. 56 Auftrag 
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oder Prüfung einer bestimmten Frage zum Zug und im Art. 66 die Anfrage. Art. 56 wäre 
somit die Motion und Interpellation in einem. Die Kirchenverfassung und das vorlie-
gende Geschäftsreglement lehnen sich, wie Sie wahrscheinlich festgestellt haben, als 
Ganzes an die Gesetzgebung von Appenzell Ausserrhoden. Aus diesem Grund hat 
sich eine Minderheit der vorberatenden Kommission ausdrücklich für das Beibehalten 
von Motion, Postulat und Interpellation ausgesprochen. So, wie es in anderen Parla-
menten gebräuchlich ist. Nach Auskunft der Rechtsberatung ist das Modell mit Auftrag 
und Anfrage mit der schon angenommenen und gültigen Verfassung kompatibel. Bei 
dieser gleich folgenden artikelweisen Beratung des Geschäftsreglements der Synode 
werde ich im Sinn der vorberatenden Kommission Auskunft geben, wenn sie erwünscht 
ist. Die vorberatende Kommission, und ich wiederhole, was geschrieben ist, stellt des-
halb den Antrag, auf die Vorlage einzutreten und zweitens, dem Entwurf des Ge-
schäftsreglements der Synode mit den Änderungen der vorberatenden Kommission in 
1. Lesung zuzustimmen.  
 
Eintreten ist unbestritten. 
 
Detailberatung 
 
Art. 4 Abs. 3 Änderungsantrag, Schmid Jörg, Stein 
Am ersten Sonntag im September findet am Morgen ein Einsetzgottesdienst der neuen 
Behördenmitglieder der Landeskirche statt. Den Kirchgemeinden ist es freigestellt, ob 
sie die Einsetzung zusammen mit der Landeskirche oder gemäss ihrer eigenen Kir-
chengemeindeordnung machen wollen. Die Kirchgemeinden laden entsprechend ein. 
 
Jörg Schmid: Danke, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
aus Kirchenrat und Synode, im Entwurf steht ja sollen – wir sollen das miteinander 
machen – die Landeskirche und die einzelnen Kirchgemeinden sollen. Nach meinem 
Verständnis ist der Abs. 3 so wie er formuliert ist, zu wenig klar, deshalb habe ich die 
Formulierung leicht anders gemacht, bzw. mein Vorschlag ist anders. Ich bin Ingenieur, 
für mich gibt es klare, einfache Sätze, ich bin nicht Jurist, der noch diskutieren will. Den 
Kirchgemeinden ist es freigestellt, ob sie die Einsetzung zusammen mit der Landeskir-
che oder gemäss ihrer eigenen Kirchgemeindeordnung machen wollen. Und die Kirch-
gemeinden laden auch ein, das hätte teilweise Konsequenzen für die Kirchgemeinde-
ordnungen der einzelnen Kirchgemeinden. Das ist mein Antrag. Es soll klar formulier 
sein. Danke. 
 
Esther Johnson: Ich habe gesehen, dass man das tatsächlich missverstehen kann. 
Ich denke, wir haben das bei uns auch relativ intensiv diskutiert – auch wie wir es 
machen wollen. Den Grundgedanken, den wir in der Diskussion zum Entwurf gehabt 
haben, möchte ich gerne noch einmal wiederholen; es ist der Gedanke, dass wir mit 
dem gemeinsamen Gottesdienst auch gegen aussen eine Verbundenheit in unserer 
Landeskirche demonstrieren und vielleicht auch zelebrieren wollen. Zur Frage, wie es 
dann genau gemeint ist, darüber haben wir auch recht lange diskutiert. Wie es dann 
manchmal ist, jetzt ist die Formulierung vielleicht etwas unklar. Da muss man sich si-
cher noch einmal überlegen, ob man das anders formulieren möchte.  
 
Jacqueline Bruderer: Ich möchte auch auf eine inhaltliche Änderung hinweisen. Der 
Antrag des Büros sieht einen Gottesdienst vor, der die Einsetzung der Behördenmit-
glieder der Landeskirche und der Kirchgemeinden feiern soll und der Antrag Schmid 
sieht einen Gottesdienst vor, in dem die Behörden der Landeskirche eingesetzt werden 
sollen.  
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Jörg Schmid: Das stimmt nicht, ob sie die Einsetzung zusammen mit der Landeskir-
che gemäss ihrer Kirchgemeindeordnung machen wollen… – die Option, dass sie es 
zusammen machen können, ist ganz klar formuliert. 
 
Lars Syring, Bühler: Wenn ich das richtig verstanden habe, unter diesem Vorbehalt, 
schlägt das Geschäftsreglement vor, dass alle neu gewählten Kivo-Mitglieder plus alle 
neu gewählten landeskirchlichen Vertretungen gemeinsam in einem Gottesdienst ein-
gesetzt werden. Das ist deutlich grösser als das, was Sie jetzt vorschlagen. Es wäre 
ein Gottesdienst für die ganze Landeskirche angedacht und in den einzelnen Kirchge-
meinden würden dann keine Gottesdienste stattfinden. Habe ich das richtig verstan-
den? 
 
Marcel Steiner: Du hast das völlig richtig verstanden. 
 
Daniel Wachter, Heiden: Ich persönlich fände es wirklich noch schön, dass, wenn es 
für die Kirchgemeinde möglich ist, man einmal im Jahr alle zusammen feiern könnten. 
Das gibt ein Gemeinschaftsgefühl und man käme einmal mit den Menschen aus dem 
Hinterland oder aus Appenzell zusammen. Wenn ich die Kirchenbesuche in den ein-
zelnen Kirchen anschaue, dann ist das etwas armselig. Und so wäre dann wieder ein-
mal eine «Schwetti» zusammen. 
 
Die Synode lehnt den Antrag Schmid mit 11:34 Stimmen bei 7 Enthaltungen ab.  
 
Art. 11 Abs. 1, Änderungsantrag, Brunner 
Die Synode wählt zu Beginn einer Amtsdauer folgende ständige Kommissionen sowie 
deren Präsident oder Präsidentin. 
 
Eugen Brunner: Geschätzter Präsident, geschätzte Synodale, danke sehr. Mein An-
trag ist dahingehend zu verstehen, dass nicht die Synode die Präsidien der Kommissi-
onen wählt, sondern dass sich die Kommissionen selber konstituieren. Wenn ich mir 
vorstelle, dass ich als GPK-Präsident gewählt worden wäre, dann bin ich nicht sicher, 
ob ich dazu ja gesagt hätte. Und wenn ich mir vorstelle, dass ich dann gewählt bin und 
ich habe das Amt pflichtgemäss für vier Jahre, ist das auch noch einmal etwas anderes, 
als wenn ich aus irgendeinem persönlichen Grund innerhalb des Gremiums sagen 
kann: «Können wir bitte tauschen.» Ich glaube wir sind freier, wenn die Kommissionen 
das selber bestimmen können, wen sie ins Präsidium wollen. So viel zu meinem An-
trag. 
 
Esther Johnson: Nur kurz, bei uns im Büro der Synode war das kein Diskussions-
thema, wir haben den alten Wortlaut übernommen. Dort war einfach die Rede des Vor-
sitzenden einer Kommission. Wir haben das aber nicht so konsequent umgesetzt – das 
ist so. Deshalb steht der Vorschlag unverändert im Raum. 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Geschätzter Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, 
ich finde es richtig, dass die Synode das Präsidium einer Kommission bestimmt. Ich 
begründe es damit, dass ein Präsident, eine Präsidentin nie überrascht ist – es gibt ja 
auch eine Nominationskommission, die mit den Persönlichkeiten, die sich zur Verfü-
gung stellen, Gespräche führt. Diese Gespräche können auch innerhalb der entspre-
chenden Kommission stattfinden, was sinnvoll ist. Aber die Nominationskommission 
führt dann auch Gespräche. Aus der Sicht des Synodalen finde ich das überschauba-
rer, wenn ich das Präsidium hier bestimmen kann. Danke. 
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Martin Breitenmoser: Ich glaube, dem, was Hans-Ulrich gesagt hat, kann man bei-
pflichten. Ich bin aber der Meinung, dass das, was Eugen Brunner gesagt hat, der 
selber Präsident der GPK ist und der sich nicht einfach hätte entscheiden können das 
Präsidium direkt zu übernehmen, sondern das ist in einem Diskussionsforum innerhalb 
der GPK geschehen, dass wir ihn davon überzeugen konnten, dass er doch Präsident 
werden soll und dass er der richtige ist. Ein wichtiger Punkt, den Eugen Brunner ge-
nannt hat ist, dass er innerhalb der Legislatur einen Rückzug als Präsident machen 
kann und dass ein anderer Kollege aus der GPK übernehmen kann. Und deshalb ver-
stehe ich das auch sehr gut. Ich würde meinen, dass ich seinen Antrag unterstütze. 
Danke.  
 
Roman Fröhlich, Herisau: Ich habe Verständnis für Hans-Ulrich Sturzenegger, habe 
aber den Prozess, den wir in der GPK miteinander gemacht haben, hautnah miterlebt. 
Und ich habe es sehr geschätzt, dass Eugen zugesagt hat und ich weiss, dass es 
ausserordentlich schwierig gewesen wäre, wenn wir ihn direkt als Präsidenten ver-
knurrt hätten. Danke. Ich unterstütze den Antrag von Eugen Brunner.  
 
Christoph Gugger: Ich kann aus eigener Erfahrung sagen, dass man ein Präsidium 
vielleicht zuerst ad Interim übernimmt. Und dann kommt man mit der Zeit auf den Ge-
schmack. Das ging mir so in der Kirchgemeinde Bühler und das geht offenbar anderen 
genauso. Wir haben im Moment Mühe, Behördenmitglieder zu finden. Und in einer 
Behörde noch eine grössere Verantwortung zu übernehmen, macht es nicht leichter, 
Personen zu finden, die einsteigen und dann schnell einmal auch etwas mehr Verant-
wortung übernehmen.  
 
Sigrun Holz, Speicher: Sehr geehrter Präsident, liebe Synodale, ich verstehe das 
sehr gut, dass es schwierig ist, von Beginn weg ein Präsidium zu übernehmen. Aber 
ich hätte gerne eine Antwort auf die Frage, was es mit einer Kommission macht, wenn 
es allzu lange geht oder wenn sie sich nicht einigen kann. Was passiert dann? Ich habe 
eine Anschlussfrage. Was passiert, wenn nach zwei Jahren das Präsidium wechselt? 
Wie wird das strukturell und juristisch richtig geregelt? Das würde ich gerne wissen. 
Aber ich verstehe und schätze es sehr, dass es möglich ist, und dass sich Menschen 
innerhalb einer Kommission dann entscheiden können, ein Präsidium zu übernehmen. 
Trotzdem die zwei Fragen; dazu hätte ich gerne eine Antwort. 
 
Marcel Steiner: Ich gehe davon aus, dass niemand aus dem Stegreif eine fundierte 
Antwort auf diese Frage geben kann. 
 
Jacqueline Bruderer: Ich kann es nicht. Ich stelle mir vor, dass die internen Wahlen 
sicher auch an die Amtszeiten gebunden sind, so wie wenn das Parlament wählen 
würde – das ist wohl so. Die andere Frage, was passiert, wenn ein Präsidium in einem 
Gremium nicht besetzt ist. Es gäbe ein Vizepräsidium, das auch gewählt werden 
würde. Dort weiss ich nicht, wie du Dich dazu stellst, Eugen. Das Vizepräsidium müsste 
übernehmen, wenn es keinen Präsidenten gäbe. Wenn aber der Präsident nicht ge-
wählt wird, wird wohl auch das Vizepräsidium nicht gewählt; das wäre die logische 
Folge daraus.  
 
Eugen Brunner: Ich bin mir bewusst, dass wir eine schwierige Fragestellung haben. 
Aber für mich wäre es auch nicht das Vizepräsidium. Das muss sich aus dem Gremium 
heraus ergeben.  
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Ann-Kathrin Dufeu: Mit dem Vizepräsidium, das ist eigentlich meine Frage, die ich an 
Jacqueline gehabt habe, das ist hier nicht aufgeführt – es sind nur die Präsidentin oder 
der Präsident. Die Frage ist schon diese: Wenn wir Kommissionen haben, finden wir 
Leute in die Kommissionen, so dass sie sich selber konstituieren können und entspre-
chend auch eine Rochade machen, wenn es die persönlichen Umstände fordern? Des-
halb finde ich es wichtig, dass wir es im Milizparlament den entsprechenden Kommis-
sionsmitgliedern freistellen und überlassen sollten. 
 
Renzo Andreani: Geschätzte Damen und Herren der Synode, ich möchte, dass es 
drin bleibt, dass es nicht gestrichen wird. Es kann ja sowohl als auch sein. Einerseits 
bin ich dafür, dass man eine gewisse Planungssicherheit hat, dass dann wirklich ein 
Präsident und ein Vizepräsident konstituiert ist. Man weiss ja, welche Kommissionen 
konstituiert werden müssen. Die Kommissionsmitglieder können sich in einem Restau-
rant treffen und vorbesprechen. Man weiss zwar nicht, wie die effektive Abstimmung 
ist, aber wenn wir einfach immer alles offenlassen, habe ich den Eindruck, dass es 
dann einen zu langen luftleeren Raum gibt. Ein positiver Druck in dem Sinne, dass 
man zu einem Entscheid kommt, finde ich absolut legitim. Aber selbstverständlich soll 
ein sowohl aus auch möglich sein. So, dass sich die Kommissionen treffen und disku-
tieren. Aber es kann nicht sein, dass man es einfach offenlässt. Ich wünsche mir, dass 
bekannt ist, wer der Präsident und der Vizepräsident ist, und deshalb bin ich dafür, 
dass der Antrag so wie er vorgeschlagen ist, nicht angenommen wird.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, man soll 
das eine tun und das andere nicht lassen. Ich denke, es ist auch eine Frage der Zeit, 
wann man eine Kommission vorbereitet und zusätzlich auch Mitglieder fragt, ob sie 
eine zusätzliche Aufgabe übernehmen möchten. Diese Kommissionen übernehmen für 
die Synode, für uns, eine zusätzliche Facharbeit, die wir dann nicht leisten müssen. 
Aber die Verantwortung haben wir trotzdem auch als Gesamtsynode und deshalb finde 
ich, die Synode soll ein Präsidium bestimmen. Aber die Vorgespräche können lange 
vorher beginnen, so wie es Renzo Andreani das gesagt hat. Aber es gibt Planungssi-
cherheit in der Verantwortung.  
 
Christoph Gugger: Renzo, das von Dir würde dann heissen, wenn sich niemand zur 
Verfügung stellt, dann würde das Präsidium vakant bleiben oder ad Interim geführt 
werden? Das wäre in dieser Situation wahrscheinlich passiert.  
 
Martin Breitenmoser: Ja, das hätte ich auch gesagt. Was macht die Synode, wenn 
sie keinen Präsidenten hat. Wir, die GPK, hatte die gleiche Ausgangslage, als wir kei-
nen Präsidenten gehabt haben. Wir wussten nicht, wer das Präsidium übernimmt, aber 
wir wussten, dass wir einen Präsidenten wählen müssen. Das ist unsere Aufgabe. Und 
dass die GPK intern natürlich auch einen Vizepräsidenten wählen kann, das kann sie 
selbstverständlich tun. Das liegt in der Hand der Kommission. Aber eine Sicherheit, 
dass wir einen Präsidenten finden, wenn man es hier aufschreibt, diese Sicherheit ha-
ben wir genau gleich nicht, wie diese, dass sich eine GPK allenfalls auch nicht einigen 
könnte, einen Präsidenten zu finden.  
 
Lars Syring: Das neue Reglement schlägt eine neue Kommission vor – die Nominati-
onskommission. Die gab es vorher bei uns nicht. Diese Kommission wird das im Vor-
feld lösen können, lösen müssen. Ich empfehle dringend, dass das mit dem Präsiden-
ten, mit der Präsidentin drinbleibt, damit wir Klarheit haben. 
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Ann-Kathrin Dufeu: Geschätzter Präsident, geschätzte Synodale, wir kommen dann 
nachher vielleicht zu meinem Antrag. Meine Frage wäre, die Synode wählt für eine 
Amtsdauer zuständige Kommissionen. Und in vielen Kommissionen muss definiert 
sein, dass sie sich an der ersten Sitzung konstituiert – sowohl als auch ist demnach 
nicht möglich. Entweder wird sie von der Synode gewählt oder an der ersten Sitzung 
der zuständigen Kommission. Ich weiss aber nicht, wohin das gehört. 
 
Renzo Andreani: Geschätzte Damen und Herren, ich bin der Meinung, dass es doch 
zusammenpasst. Das ist eine informelle Sitzung. Die Kommission, die mit den Kandi-
daten Kontakt aufnimmt und diese vorschlägt, da bin ich der Meinung, selbstverständ-
lich, weil wir vorher davon geredet haben, dass es schwierig ist, einen Präsidenten zu 
finden. Diese Kommission darf sich auch vorher treffen, bevor sie formell von uns als 
Synodale gewählt werden. Das ist absolut richtig. Man soll miteinander reden, man soll 
sich finden. Und wenn man das früh genug weiss, dann ist das möglich. Das ist natür-
lich eine informelle Sitzung, bis diese Leute formal bestätigt werden und installiert sind. 
Aber das andere ist vorher schon möglich. 
 
Eugen Brunner: Ich sehe einen Vorteil drin, der noch nicht erwähnt wurde. Und zwar 
haben wir die Möglichkeit, so genügend Leute in eine Kommission bringen zu können. 
Es kann sich der unschöne Zustand ergeben, dass sich die dann nicht finden in der 
Frage ums Präsidium. Und andersherum ergibt sich dann dieser unschöne Zustand, 
dass die Kommission allenfalls nicht vollständig ist. Das ist der Unterschied, über den 
wir abstimmen. 
 
Sigrun Holz: Lieber Eugen, die Frage bleibt. Lassen sich Synodale in Kommissionen 
wählen, wenn sie damit rechnen müssen, dass sie unerwartet ins Präsidium gewählt 
werden? Vielleicht finden wir dann keine Mitglieder mehr für die Kommissionen – wer 
weiss.  
 
Marcel Steiner: Wir befinden uns in der 1. Lesung. Vielleicht können wir die offenen 
Fragen bis zur 2. Lesung noch klären.  
 
Die Synode lehnt den Änderungsantrag Brunner mit 19:24 bei 3 Enthaltungen ab.  
 
Art. 11 Abs. 1 lit. c Antrag zur Streichung, Dufeu 
Die Synode wählt zu Beginn einer Amtsdauer folgende ständige Kommissionen sowie 
deren Präsidentin oder Präsidenten 
c) Nominationskommission 
 
Stimmt die Synode der Streichung der Nominationskommission als ständige synodale 
Kommission zu, sind alle weiteren Bestimmungen, die im Geschäftsreglement der Sy-
node auf die Nominationskommission Bezug nehmen, anzupassen. 
 
Ann-Kathrin Dufeu: Geschätztes Präsidium, geschätzte Synodale, vielleicht wäre es 
klarer gewesen, wenn dieser Antrag vorher gekommen wäre. Ich stelle Ihnen den An-
trag, beim Art. 11 Abs. 1 lit. c die Nominationskommission zu streichen. Die Begrün-
dung für diese Streichung ist, dass es meines Erachtens keine Nominationskommis-
sion braucht. Das Büro ist bestens vernetzt in der Synode und kennt die einzelnen 
Personen, die man anfragen darf und anfragen kann. Gleichzeitig muss das Büro nach 
Art. 18 KV die Unvereinbarkeiten der jeweiligen Nomination prüfen. Die Suche nach 
geeigneten Kommissionsmitgliedern ist nach meiner Meinung effektiver, wenn nicht 
die Nominationskommission dazwischengeschaltet ist.  
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Esther Johnson: Danke, rasch zur Begründung, weshalb wir zum Schluss gekommen 
sind, dass es sinnvoll wäre, wenn wir eine Nominationskommission hätten. Zum einen 
geht es um die Entlastung des Büros. Wir wissen aus eigener Erfahrung, was es be-
deutet, wenn wir zusätzlich zu den anderen Aufgaben auch noch Kandidaten suchen 
müssen oder dürfen. Das sind immer interessante Prozesse – ich möchte es nicht als 
Belastung anschauen – aber es ist auch sehr aufwändig. Im Sinne der Aufgabenver-
teilung innerhalb der Synode, und dass gewisse Sachen vielleicht auch etwas breiter 
abgestützt sind, sind wir zum Schluss gekommen, dass eine solche Nominationskom-
mission Sinn machen würde.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: In der vorberatenden Kommission ist das am Rand auch 
besprochen worden. Es war da ein Vorschlag, dass man unter lit. b vorberatende Kom-
mission das so stehen lässt – und nicht Reglemente. Und die vorberatende Kommis-
sion wäre dann für alles zuständig gewesen, was so zur Vorberatung ansteht. In der 
Diskussion haben wir dann aber festgestellt, dass das nicht so sein kann. Es ist besser, 
wenn die Aufgaben auch thematisch auf mehrere Schultern verteilt werden und immer 
wieder eine separate Kommission ins Leben gerufen wird, weil diese dann auch Ver-
antwortung übernimmt. Und die Nominationskommission wird unabhängig Personen 
suchen. Das Büro könnte sagen, diese oder jener ist uns nicht so genehm. Eine Nomi-
nationskommission ist neutraler und schlägt jene Personen vor, die sie fachlich als 
kompetent erachtet. Wenn diese Person ja sagt, muss sich das Büro damit auseinan-
dersetzen und deshalb finde ich, die Einsetzung einer Nominationskommission ist 
wichtig, weil sie sich mit der Sache auseinandersetzt und Leute sucht. Danke.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Dem stimme ich einerseits zu. Es gibt noch eine Überlegung da-
hinter – die Besetzung dieser Kommissionen – wie einfach geht das? Finden wir Leute 
für eine Nominationskommission und finden wir Leute, die in der Nominationskommis-
sion das Präsidium übernehmen würden? Und finden wir Leute für die Kommission 
Reglemente? Haben wir so viele Leute, die zusätzlich mitreden wollen? Das ist der 
eine Punkt. Der andere Punkt: Alle Kommissionen werden zusätzlich mit einem Sit-
zungsgeld vergütet. Wie ich den Unterlagen entnommen habe, geht das zurück auf die 
Kirchgemeinden. Können die Kirchgemeinden dies stemmen? 
 
Heinz Mauch, Stein: Ja, geschätzte Kolleginnen und Kollegen aus beiden Räten, 
wenn man die Diskussion so etwas verfolgt, dann haben wir schon jetzt ein grundsätz-
liches Problem, ob wir überhaupt noch jemanden finden. Ich möchte schon darauf hin-
weisen, dass wir nicht als Hobby hier sitzen. Wir sind gewählte Mitglieder von unseren 
Kirchgemeinden und mit dieser Wahl haben wir auch etwas übernommen, nämlich, 
dass wir Verantwortung übernehmen und Aufgaben wahrnehmen. Wir sollten nicht zu 
lange darüber diskutieren, ob wir jemanden finden oder nicht. Man muss realisieren, 
dass, wenn wir in diesem Parlament sind und im Rahmen eines neuen Reglements 
darüber nachdenken, dass wir uns auch Gedanken darüber machen, wie wir wirkungs-
voller werden und wie wir als Mitglieder, unsere Verantwortung, die wir übernommen 
haben, in den Gremien einbringen. Es ist eigentlich für uns keine Frage, ob wir wollen 
oder nicht. Das möchte ich grundsätzlich in den Raum stellen. Ich denke, von daher ist 
es klar – je mehr Kommissionen wir machen können und somit Verantwortung und 
Aufgaben teilen könne, umso mehr sind wir in die Prozesse involviert, die in der Lan-
deskirche laufen und umso mehr sind wir ein gegenüber zum Kirchenrat, dass wir mit-
einander ein Gespräch führen können. Ich möchte schon sagen, dass wir darauf ach-
ten sollten, dass sich das entwickelt, sonst dürfen wir uns nicht wundern. Wenn wir 
schon passiv werden und mit der Diskussion beginnen, wen wir den finden, muss man 
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sich nicht wundern, wenn es in den Kirchgemeinden nicht anders ist. Ich möchte Euch 
ermuntern, dem Art. 11, der Nominationskommission, zuzustimmen.  
 
Martina Tapernoux: Laut dem Entwurf des Reglements soll das Büro der Synode klei-
ner werden – auf fünf Personen wird es reduziert. Bei den Nominationen geht es ja 
nicht nur um eigene Kommissionen, sondern um zukünftige Kirchenrätinnen und Kir-
chenräte. So wie ich das mitbekommen habe, hat das Büro sehr lange gesucht, bis es 
Barbara Bruderer gefunden hat. Ich bin Ihnen sehr dankbar bis ins tiefste innerste, 
dass sie so lange gesucht haben und jemand Gutes gefunden haben. Aber das hat 
wirklich viel Arbeit bedeutet.  
 
Thomas Gugger: Du hast das Finanzielle angesprochen. Die Synodalen werden ge-
mäss Entwurf von den Kirchgemeinden bezahlt. Alle anderen Funktionen, also die 
Kommissionmitgliedschaft, geht zulasten der Landeskirche.  
 
Martin Breitenmoser: Das ist ja noch nicht das Thema, welches Thomas Gugger an-
gesprochen hat. Das stimmt natürlich nicht, was er gesagt hat. Wenn man auf der Seite 
4 schaut vom Geschäftsreglement der Synode, 1. Lesung sollen alle Mitglieder der 
Synode für deren Teilnahme an der Synode von der Kirchgemeinde entschädigt wer-
den, auch die Mitglieder des Büros und der Geschäftsprüfungskommission. 
 
Thomas Gugger: Seite 17 ist der Art. 28 aufgeführt – dort sind die Entschädigungen 
aufgeführt.  
 
Martin Breitenmoser: Nein, das hat das Büro geschrieben, Geschäftsreglement 1. 
Lesung. Das müssen wir später diskutieren.  
 
Esther Johnson: Ich möchte beliebt machen, dass wir die Diskussion um die Kosten 
nicht mit dem Grundsatz vermischen. Irgendjemand muss diese Aufgabe erledigen. 
Und schliesslich ist es jemand von uns, vom Büro oder wer auch immer. Die Kosten 
für die Aufwände fallen so oder so an.  
 
Die Synode lehnt den Änderungsantrag Dufeu mit grossem Mehr ab. 
 

Pause 10:50 bis 11:03 
 

Art. 12 Abs. 3 Änderungsantrag Breitenmoser 
Sie kann Mitglieder des Kirchenrats zu ihren Sitzungen einladen, Sachverständige 
befragen sowie unter vorgängiger Information des Kirchenrats Angestellte der 
Verwaltung befragen und Besichtigungen vornehmen. 
 
Martin Breitenmoser: Hier geht es darum, dass die GPK Mitglieder des Kirchenrats 
zu seinen Sitzungen einladen und Sachverständige zu den Sitzungen einladen, sowie 
Angestellte der Verwaltung befragen und Besichtigungen vornehmen kann. Der Antrag 
unserer Kirchgemeinde war, dass man unter vorgängiger Information des Kirchenrats 
streicht. Wir haben den Eindruck, das haben wir in der GPK diskutiert, für unsere Be-
griffe muss die GPK ohne Einfluss des Kirchenrats, Angestellte der Verwaltung befra-
gen können. Wenn wir die Begründung des Büros anschauen, dann ist das für mich 
nicht erklärend. Es geht mir darum, dass die GPK frei ist – in jeglicher Hinsicht – Leute 
des Kirchenrats und Angestellte der Verwaltung zu befragen, ohne den Kirchenrat vor-
her zu informieren. Sonst ist einfach etwas dazwischen, wenn wir als GPK fragen müs-
sen, dass wir, weshalb auch immer, Jacqueline befragen möchten, weil uns etwas zu 
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Ohren gekommen ist. Und dann müsste ich die Präsidentin informieren, dass wir Jac-
queline befragen. Ich kann mir vorstellen, dass es zu rotieren beginnt – was ist jetzt 
hier los? Vielleicht nicht bei unserer Präsidentin, aber sonst. Das sollte man rausneh-
men können und sagen, die GPK ist frei. Sie kann auf Mitglieder der Verwaltung zuge-
hen, ohne dass jemand informiert wird. Das hat nichts damit zu tun, dass wir dem 
Kirchenrat nicht trauen, sondern wir sollen einfach freie Hand haben. Ich bitte Euch, 
dem Antrag zuzustimmen.  
 
Renzo Andreani: Geschätzter Präsident, ich durfte auch in der GPK des Kantons Ap-
penzell Ausserhoden wirken. Das war bei uns auch so, wir haben den Regierungsrat 
vorgängig informiert, wenn wir jemanden eingeladen haben. Wir haben keine Inhalte 
genannt. Das hat ein Stück weit auch mit einem Vertrauensverhältnis zu tun, dass man 
hier transparent sein darf und entsprechend auch im Kirchenrat, bei uns war es der 
Regierungsrat, das ist ja eigentlich der Chef, und der darf wissen, wenn jemand vor-
geladen wird. Er erfährt nicht, welches der Inhalt des Gespräches ist, aber es hat ein 
Stück weit auch mit Transparenz zu tun oder mit dem Vertrauen zueinander. Ich würde 
es begrüssen, wenn man es nicht durchstreichen würde, sondern wenn man es drin 
lassen würde.  
 
Heinz Mauch: Ich war auch mit Renzo Andreani in der GPK und ich bin immer noch in 
der GPK des Kantons und ich kann mich ihm nicht anschliessen. Es geht nicht darum, 
nicht transparent zu sein, sondern es geht darum, dass die GPK etwas abmachen kann 
mit einer Person der Verwaltung. Und wenn etwas abgemacht ist, dann informiert sie, 
dass diese Person zum Gespräch eingeladen ist. Also zumindest vorgängig könnte 
man rausnehmen. Man kann immer noch sagen, man informiert den Kirchenrat, dass 
das Gespräch tatsächlich stattfindet, was intern vermutlich so oder so gesagt wird: 
«Du, ich bin dann hier noch eingeladen», aber dann hätte man das schriftlich. Von 
daher, grundsätzlich sage ich, ich bin mit dem Antrag von Martin Breitenmoser einver-
standen.  
 
Christoph Gugger: Es geht vor allem auch darum, dass die GPK reagieren kann, 
wenn man merkt, dass die Zusammenarbeit zwischen dem Kirchenrat und der Verwal-
tung nicht gut ist. Man kann dann unabhängiger Fragen. Das war auch ein Argument 
von uns, dies so zu formulieren.  
 
Die Synode stimmt dem Antrag Breitenmoser mit grossem Mehr zu. 
 
Christoph Gugger: In den Unterlagen ist noch im Artikel 11 ein Antrag der Kirchge-
meinde Appenzell zur Streichung von Artikel 11 drin.  
 
Martin Breitenmoser: Ja, das war eine Frage von mir. Ich habe vorher Jacqueline 
gefragt, wie das ist, wenn eine Kirchgemeinde einen Antrag stellt, ob der Antrag für die 
Synode stehenbleibt. Mir hat man dann gesagt, dass der Antrag, wenn man ihn hier 
drinnen mache, ans Büro gehe und wenn das Büro auf den Antrag nicht eintrete, dann 
müsste ich den Antrag, respektive die Kirchgemeinde, den Antrag noch einmal stellen. 
Dann ist es möglich, dass ich den Antrag noch einmal stellen kann. Ich habe zwei 
andere rausgenommen, aber vielleicht komme ich noch einmal dazu, diesen zu stellen. 
Rein rechtlich ist es für mich die Frage.  
 
Jacqueline Bruderer: Wenn das Büro oder der Kirchenrat innerhalb der Vernehmlas-
sung Antworten von den Kirchgemeinden oder von Einzelpersonen erhält, dann erhält 
die Einzelperson oder die Kirchgemeinde mit der Würdigung der Vernehmlassungs-
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eingabe eine Antwort vom Kirchenrat oder vom Büro und kann je nachdem ihren An-
trag auch ändern oder fallen lassen. Und deshalb muss man den Antrag an der Synode 
noch einmal stellen, auch wenn die entsprechende Behörde schon innerhalb der Ver-
nehmlassung Stellung dazu genommen hat.  
 
Albert Kölbener: Ich beantrage ein Rückkommen zu Artikel 11, damit wir auf das, was 
Martin gesagt hat, eingehen können.  
 
Die Synode stimmt dem Ordnungsantrag Kölbener mit grossem Mehr zu.  
 
Art. 11 Abs. 1 lit b, Änderungsantrag Breitenmoser 
Die Synode wählt zu Beginn einer Amtsdauer folgende ständige Kommissionen sowie 
deren Präsidentin oder Präsententen: 
b) Vorberatende Kommission Reglemente 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, die vor-
beratende Kommission hat diese Thematik auch besprochen. Sie kam zum Schluss, 
dass, wie es in der vorgängigen Diskussion auch schon gesagt wurde, die Aufgaben 
besser auf verschiedene Schultern verteilt werden, wenn verschiedene Kommissionen 
zu verschiedenen Fachthemen gewählt werden. Das heisst, wenn man ein fachliches 
Thema wie Diakonie wählt, sucht man Leute, die sich in der Diakonie auskennen und 
dort Verantwortung übernehmen können. Und in der vorberatenden Kommission Reg-
lemente sind Leute drin, die denken, dass sie sich hier einigermassen auskennen und 
dass sei für sie eine Art, in der sie für die Gesamtsynode gut arbeiten können. Und 
deshalb finde ich es richtig, dass die vorberatende Kommission Reglemente besteht. 
Und deshalb bin ich gegen den Streichungsantrag und ich wünsche, dass, wenn man 
andere Kommissionen bestellen oder wählen muss, man auf jene Fachkompetenz 
Rücksicht nehmen kann. 
 
Lars Syring: Ich möchte das unbedingt unterstützten, was eben gesagt wurde, nicht 
den Antrag.  
 
Martin Breitenmoser. Ich möchte auf keinen Fall der vorberatenden Kommission in 
den Rücken fallen, aber aufgrund dessen, dass das Thema noch einmal auf dem Tisch 
ist, noch einmal folgende Überlegungen. Wir sind kein Parlament wie es ein Kan-
tonsparlament ist, das mehrere Male zusammenkommt und auch in Fraktionen und in 
andere Kommissionen Einsitz nehmen kann. Das ist so ein bisschen meine Überle-
gung, dass, wenn man das auf Reglemente beschränkt, was ich an sich gut finde. Ich 
würde es nicht nur auf Reglemente beschränken, sondern dass wir eine vorberatende 
Kommission für die Geschäfte der Synode haben. Ich schätze es immer sehr, wenn 
man noch eine zweite Meinung erhält, wie beispielsweise jetzt bei der vorberatenden 
Kommission. Das, was Hans-Ulrich Sturzenegger gesagt hat, stimmt teilweise, es ist 
natürlich so, dass, wenn man eine vorberatende Kommission Reglemente hat, dann 
haben wir auch ganz verschiedene Reglemente und dort müsste man eigentlich auch 
jedes Mal die Leute auswechseln, aufgrund dessen, dass sie Kompetenzen mitbringen 
für dies oder das andere Reglement. Ich glaube, es wäre ein Mehrwert für unsere Sy-
node, weil wir ja wirklich Hausmannen und Hausfrauen sind, sage ich mal, und nicht 
so erfahren sind in diesem Bereich, wenn wir einfach noch eine zweite Meinung zu der 
des Kirchenrats hätten. 
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Marianne Neff, Teufen: Im Artikel 11 geht es ja um die ständigen Kommissionen und 
eine Kommission wie beispielsweise die Diakoniekommission, die irgendetwas raus-
finden müsste, wäre unter Artikel 9, der allgemein Kommissionen erwähnt, drin?  
 
Marcel Steiner: Ich sehe das auch so. Die Diakoniekommission wäre dann eine be-
sondere Kommission.  
 
Esther Johnson: Wir haben das im Büro auch diskutiert. Die vorberatende Kommis-
sion Reglemente beschränkt sich auf Sachen, die etwas komplexer sind. Es gibt na-
türlich immer wieder andere Geschäfte an der Synode, die es zu beraten gibt. Die 
Schwierigkeit liegt darin, dass es für eine Kommission etwas ausufern kann, weil es 
dann etwas genauer umschrieben werden müsste, welche Geschäfte sie tatsächlich 
vorzubereiten hat, denn sonst gibt es einen relativ grossen Aufwand für diese Kommis-
sion. Und wenn man es jetzt beschränkt auf die Reglemente und auf die eher komple-
xen Vorlagen, dann ist es wie etwas eingegrenzt.  
 
Irina Bossart, Stein: Geschätzte Damen und Herren, ich denke, die Vorsynoden sind 
ja auch noch so eine Art vorberatende Kommission für alle Geschäfte, bei denen man 
die Möglichkeit hat, sich auszutauschen und eine Meinung zu bilden.  
 
Martin Breitenmoser: Das ist genau der Grund, weshalb ich das gemacht habe. Wenn 
wir schauen, was wir für eine Beteiligung in der Vorsynode haben, dann können wir 
das, was Irina gesagt hat, grad vergessen. Dann ist der Meinungsbildungsprozess so 
bescheiden mit so wenigen Leuten. Es macht Sinn, wenn man eine vorberatende Kom-
mission für alle Geschäfte hat. Vielleicht noch ein Punkt zu dem, was Esther Johnson 
gesagt hat. Eine vorberatende Kommission muss nicht zu jedem Geschäft ihren Senf 
dazu geben. Wenn sie mit dem, was der Kirchenrat vorschlägt, einverstanden ist, dann 
ist das okay, dann sagt die vorberatende Kommission nichts. Eine vorberatende Kom-
mission wendet sich nur dann an die Synode, wenn sie etwas ändern will.  
 
Renzo Andreani: Besten Dank, ich habe gerade den Artikel 9 noch einmal durchgele-
sen und diesen mit dem Artikel 11 verglichen. Im Artikel 9 werden ja die ständigen und 
besonderen Kommissionen abgehandelt. Und die Synode kann zur Vorbereitung zu 
Sachgeschäften und Beratungsgegenständen eine solche Kommission installieren. 
Diese kann sich vorberatend mit dem Geschäft auseinandersetzen und zuhanden der 
Synode einen Bericht als Zweitmeinung abgeben. Das ist mit dem Artikel 9 abgehan-
delt. Mit dem Artikel 11, ständige Kommissionen, da bin ich auch der Meinung, dass 
es um das Eingemachte geht, nämlich um unsere Gesetze. Da bin ich auch der Mei-
nung, dass sich eine vorberatende Kommission auf die Reglemente fokussieren soll. 
Beim oberen Teil, wenn man zu einem Sachgeschäft auch noch eine vorberatende 
Kommission installieren möchte, ist das bei Artikel 9 gewährleistet – das können wir. 
Aber wir müssen das nicht. Aber wenn es Sinn macht, ist das okay. Aber bei Artikel 11 
bin ich auch der Meinung, dass es ganz konkret um unsere Gesetze und um unsere 
Reglemente geht. Und in diesem Kontext ist die vorberatende Kommission zu definie-
ren und zu installieren. Für allgemeine Geschäfte, die auch noch sein könnten, gibt es 
den Artikel 9, der dies abhandelt. Deshalb möchte ich sagen, dass man Reglemente 
nicht streichen, sondern lassen sollte. Besten Dank.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Geschätzte Anwesende, im Moment sind wir in der Umsetzung 
der neuen Verfassung. Wir sind an den Reglementen dran. Das, was wir jetzt entschei-
den, ist nicht für die nächsten zwei Jahren, sondern auch längerfristig gedacht. Wenn 
ich in zehn Jahren weiterstudiere – haben wir dann noch so viele Reglemente? Braucht 
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es dann noch eine zuständige Kommission, die sich mit diesen Reglementen alle zwei 
bis drei Jahre einmal auseinandersetzt? Oder müssen wir uns dann wieder überlegen, 
ob wir ein neues Reglement brauchen, um zu reglementieren, dass wir die vorbera-
tende Kommission Reglemente nicht mehr benötigen. Das ist der eine Gedanke. Und 
der andere zum Artikel 9 – so eine Kommission muss ja dann auch immer wieder ge-
sucht und eingesetzt werden. Wir tagen aktuell zwei bis dreimal im Jahr. Ist das effek-
tiv, wenn man sich jedes Mal wieder überlegen muss, ob wir an der nächsten Sitzung, 
an der nächsten Synode, wieder ein Thema haben, zu dem wir eine Kommission brau-
chen, die das vorberatet. Deshalb möchte ich beliebt machen, dass wir die vorbera-
tende Kommission ohne Reglemente in den Artikel 11 Abs. 1 lit. b aufnehmen, damit 
wir eine Kommission haben, die sich um solche Sachen kümmern kann. Danke.  
 
Esther Johnson: Kurz auf Deine erste Frage oder Bemerkung, ob wir in ein paar Jah-
ren in dieser Kommission überhaupt noch Arbeit haben. Die Reglemente, das zeigt die 
Erfahrung, da gibt es immer wieder Anpassungen. Sie bewähren sich in der Praxis 
oder eben nicht. Es gibt immer wieder Sachgeschäfte, auch im Moment, mit dem was 
noch ansteht. Also, ich gehe davon aus, wenn es einmal etwas weniger zu tun gibt, 
dann ist diese Kommission einfach etwas weniger tätig. Aber der Umfang ist klar um-
schreiben.  
 
Irina Bossart: Wenn ich das richtig verstanden habe, der Verfassungsprozess wollte 
eine schlanke Verfassung, damit man nachher flexibel in den Reglementanpassungen 
ist, weil die Entwicklung in der Kirchenlandschaft so rasant ist. Ich glaube, es wird nötig 
sein, dass man regelmässig drauf schaut und das diskutiert.  
 
Die Synode lehnt den Antrag Breitenmoser mit 12:29 bei 2 Enthaltungen ab. 
 
Art. 17 Abs. 3 lit i. Änderungsantrag Brunner  
 
Eugen Brunner: Geschätzter Präsident, der Antrag ist hinfällig. 
 
Art. 17 Abs. 3 lit. n Änderungsantrag Breitenmoser 
Die Traktanden werden in nachstehender Reihenfolge behandelt: 
n) Anerkennung der Wahlen in den Kirchgemeinden; 
 
Martin Breitenmoser: Ich weiss nicht, ob jemandem von Euch klar ist, was der Art. 17 
Abs. 3 lit. n soll, Anerkennung der Wahlen in den Kirchgemeinden. Ich weiss nicht, ob 
man das im Ausserrhoder Parlament so macht. Die Anerkennung der Wahlen sind 
doch den Kirchgemeinden überlassen. Wenn etwas nicht läuft, muss doch die Kirch-
gemeinde insistieren, nicht die Landeskirche. Ich sehe den Grund nicht ein, weshalb 
die Anerkennung der Wahlen in den Kirchgemeinden, die haben ja nicht einmal eine 
Ahnung, was gelaufen ist in den Kirchgemeinden bei den Wahlen. Weshalb sollen wir 
das machen. Im Sinne einer Entschlackung dieses Artikels, würde ich sagen, dass man 
die Anerkennung der Wahlen nicht der Synode überlassen sollte.  
 
Jacqueline Bruderer: Im lit. n. geht es einzig darum, dass die Synode zur Kenntnis 
nehmen kann, welche neuen Behördenmitglieder in den Kirchgemeinden gewählt wor-
den sind.  
 
Heinz Mauch: Es ist eine Praxis, die im Kanton üblich ist. Auch dort nimmt der Regie-
rungsart das auf und anerkennt die Wahlen, die in den Gemeinden stattgefunden ha-
ben. Das dürfte in Anlehnung an diese Bestimmung sein.  
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Daniel Wachter: Liebe Leute, Anerkennung ist ja eigentlich etwas Schönes. Wenn 
man Wahlen anerkennt, dann heisst man das gut – es ist ja nichts Böses oder Schlech-
tes.  
 
Martin Breitenmoser: Ein Gesetz macht man ja eigentlich nur aus dem Grund, wenn 
man denkt, da könnte einmal etwas Schlechtes rauskommen – sonst macht man kein 
Gesetz. Wir haben heute Morgen gesehen, die Leute, die neu gewählt wurden, sind 
dort vorne gestanden und wir konnten sie anschauen. Für meine Begriffe genügt das, 
also nicht noch eine formelle Anerkennung, die eigentlich nicht mehr viel bringt.  
 
Eugen Brunner: Für mich ist der Knackpunkt das Wort Anerkennung. Wenn man das 
nicht machen würde, wäre es eine Aberkennung. Es ist schon fraglich, ob die Landes-
kirche jemanden, der in der Kirchgemeinde gewählt wurde, aberkennen könnte. Das 
geht nicht. Vielleicht müsste man Kenntnisnahme der Wahlen in den Kirchgemeinden 
vorschlagen. So, dass es ein Traktandum ist, in dem mitgeteilt wird, was in den Kirch-
gemeinden so läuft. 
 
Albert Kölbener, Appenzell: Meine Frage wäre auch gewesen, welches das Gegen-
teil gewesen wäre, wenn es nicht anerkannt würde. In dem Fall würde ich mich dem 
Vorschlag anschliessen, dass man sagt, man nimmt es zur Kenntnis.  
 
Jörg Schmid: Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Anwesende, das ist jetzt 
natürlich wieder gemäss Art. 4 Abs. 3, wenn es eine gemeinsame Einsetzung gibt, 
müsste es zumindest auch eine Kenntnisnahme geben. Das würde dann wieder über-
einstimmen.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, es hat 
sicher einen weiteren Grund, weshalb der Kanton die Anerkennung durch die Regie-
rung drin hat, auch wenn uns der Grund nicht ganz erschlossen ist. Es werden jetzt 
verschiedene Argumente gebracht. Zum Teil kann ich hinter diesen stehen, zum Teil 
nicht; aber wir haben ja eine 2. Lesung. Ich möchte beliebt machen, dass man das jetzt 
so lässt, also den Antrag ablehnt, und abgeklärt wird, weshalb eine solche Anerken-
nung nötig ist.  
 
Christoph Gugger: Ist es vorstellbar, dass eine Kirchgemeinde jemanden wählt, der 
nicht gewählt werden dürfte, entgegen der eigenen Gesetze, und dass dann niemand 
reagiert. Also, wenn wir in Bühler ein Nicht-Kirchgemeindemitglied in die Kivo wählen 
würden, könnten wir das machen, ohne dass dann jemand etwas dagegen sagen 
könnte. Das wäre eine Ergänzung, die allenfalls abgeklärt werden müsste.  
 
Jacqueline Bruderer: Das wäre Art. 17 Abs. 3 lit. a, Christoph, was Du meinst – die 
Rechtsgültigkeitserklärung der Wahlen. Im lit. n geht es wirklich darum, dass das Büro 
der Synode, wenn ich mich recht erinnere, hier ein Argument aufgenommen hat, das 
oft kommt: «Man kennt sich ja nicht in der Landeskirche.» Und wir haben verbindende 
Elemente gesucht. Wie kann man Kirchgemeinden und Synode etwas näher zusam-
menbringen. Das eine ist, dass die Synode erfährt, wo hat es beispielsweise eine neue 
Präsidentin gegeben, wo hat es neue Mitglieder in der Synode gegeben und vielleicht 
einmal auch diese Namen hört.  
Martin Breitenmoser: Dann bin ich froh, wenn wir jetzt sagen, wie eine solche Aner-
kennung abläuft.  
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Jacqueline Bruderer: Ihr erhaltet eine Liste mit den Namen der neu Gewählten.  
 
Marcel Steiner: Ich schlage vor, dass das Büro für die 2. Lesung zur Kenntnis nimmt, 
dass der Begriff Anerkennung sprachlich offenbar nicht klar ist, und dass wir uns hier 
etwas Gescheiteres überlegen.  
 
Jörg Schmid: Danke, ich wollte genau das sagen, das Wort von Hans-Ulrich, dass 
das auf die 2. Lesung bereinigt wird.  
 
Marcel Steiner: Es seht trotzdem noch der Antrag von Martin Breitenmoser im Raum. 
 
Martin Breitenmoser: Ich ziehe den Antrag zugunsten dessen, was Hans-Ulrich ge-
sagt hat, zurück.  
 
Martin Breitenmoser: Ich habe eine Verständnisfrage zum Art. 26, Ausstand, damit 
wir alle ungefähr wissen, um was es geht. Wenn es darum geht, wie die Lohnskala 
oder die Löhne von unseren Pfarrern in Zukunft sind, also nur als Möglichkeit, müssen 
dann die Pfarrpersonen beim Art. 26 in den Ausstand treten oder nicht? Aufgrund des-
sen wie es hier steht, bin ich froh, wenn man dieses Beispiel einmal nimmt und sich 
diese Frage stellt – müssen sie in den Ausstand oder müssen sie nicht in den Aus-
stand? 
 
Jacqueline Bruderer: Nein, die Pfarrpersonen müssen dann nicht in den Ausstand. 
Sie müssen nur in den Ausstand, wenn eine höchst persönliche Betroffenheit da ist, 
nicht eine Betroffenheit einer ganzen Gruppe.  
 
Renzo Andreani: Besten Dank, das sehe ich genau gleich. Weil als Pfarrperson in der 
Rolle als Synodaler ist und nicht als Pfarrer. Und es ist ja vereinbar und er muss ganz 
sicher nicht in den Ausstand treten, weil er eine andere Rolle bzw. einen anderen Hut 
aufhat. Das kann allenfalls etwas schwierig werden, aber rechtlich gesehen ist das 
korrekt.  
 
Jacqueline Bruderer: Es ist aber trotzdem eine interessante Frage und ich bringe 
gerne auch noch eine Ergänzung an. Man geht davon aus, dass in einem so grossen 
Parlament sich Einzelinteressen nivellieren. Deshalb ist das so.  
 
Lars Syring: Und ausserdem ist es ja die Grundtabelle für alle Angestellten, die in der 
Kirchgemeinde oder in der Landeskirche einen Job haben. Also, es müssten sehr, sehr 
viele von uns dann in den Ausstand treten. Auch wenn es um Sitzungelder geht, darf 
ein Mitglied der GPK darüber abstimmen, wie viel Sitzungsgeld es gibt.  
 
Art. 28 Abs. 5 Änderungsantrag, Brunner 
Die Auszahlung für Mitglieder der Synode erfolgt durch die Landeskirche. 
 
Art. 28 Abs. 5 Änderungsantrag, Kölbener 
Die Auszahlung für Mitglieder der Synode, der Zusatzentschädigungen der Organe der 
Synode und der Jahrespauschale erfolgt durch die Landeskirche» 
 
Art. 28 Abs. 6, Antrag zur Streichung, Kölbener 
Die Auszahlung der Zusatzentschädigungen der Organe der Synode und die Jahres-
pauschale erfolgt durch die Landeskirche. 
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Eugen Brunner: Geschätzter Präsident, danke sehr. Ich bin noch am Lesen. Ich habe 
die Vermutung, dass wir das gleiche Ziel verfolgen und der Antrag von Albert Kölbener 
umfassender ist. Wenn ich das auf den ersten Blick so sehe, ziehe ich meinen Antrag 
zugunsten jenem von Albert Kölbener zurück. 
 
Albert Kölbener: Geschätzter Präsident, liebe Synodale, es geht um die Auszahlung 
und um die Vereinfachung dieser – und ich schätze grundsätzlich einmal, dass das 
Büro die Auszahlungen vereinfachen möchte, und ich habe einen Vorschlag in welche 
Richtung. Wir reden heute ganz viel darüber, was in verschiedenen Kantonen wie or-
ganisiert wird und wir uns daran anlehnen möchten. Und das kenne ich als Kassier 
oder als Finanzverantwortlicher meiner Gemeinde. Etwas einfacher zu machen ist in 
der Regel einfacher und besser. Erstens gibt es beim Kanton nicht den Mecano, dass 
die Gemeinden die Kantonsparlamentarier bezahlen mit den Taggeldern. Deshalb 
schlage ich vor, dass sämtliche Entschädigungen, und ich habe den Abs. 5 und 6 zu-
sammengenommen, so dass hier die Kosten von der Landeskirche übernommen wer-
den. Vielleicht noch als Ergänzung, ich gehe davon aus, dass die Mehrkosten durch 
Einsparungen der Aufwände der Landeskirche gut kompensiert werden können. 
 
Thomas Gugger: Albert, darf ich zurückfragen, wo siehst du eine Kompensation? 
 
Albert Kölbener: Das ist jetzt kein Thema, aber ich sehe, dass man beim Magnet 
darüber diskutieren könnte. Es ist zwar hier der falsche Moment, aber es ist etwas, wo 
ich Sparpotenzial sähe.  
 
Thomas Gugger: Einfach damit wir wissen, wovon wir reden. Das gäbe eine zusätzli-
che Belastung für die Landeskirche von ungefähr 20'000 bis 30'000 Franken, wenn die 
ganzen Synodenentschädigungen über die Landeskirche gehen.  
 
Albert Kölbener: Es geht mir nicht um Franken oder Rappen, es geht mir um den 
Mecano, wie das gelöst wird. Es ist nicht üblich bei den Kantonen, dass die Gemeinden 
dies finanzieren. Dann müsste man darüber diskutieren, wie die 30'000 oder 40'000 
Franken finanziert werden könnten. Das ist klar, aber es geht um den Mechanismus 
und dieser ist hier nicht korrekt wiedergegeben, wenn man die Kantone anschaut. 
 
Esther Johnson: Einfach noch zu den Überlegungen, die sich das Büro gemacht hat. 
Sicher ist, dass wir etwas länger darüber diskutiert haben, wie es gehandhabt werden 
soll. Schlussendlich bedeutet es eine Kostenumverteilung, dessen muss man sich be-
wusst sein. Ob jetzt die Gemeinden die Kosten direkt übernehmen für die eigenen Sy-
nodalen oder ob sie von der Landeskirche übernommen werden und sie deshalb mehr 
Ausgaben hat. Wir als Gemeinden bezahlen in diesem Fall einfach mehr in den Pot. 
Das muss fast so sein, denn die Landeskirche hat keine eigenen Steuereinnahmen in 
dem Sinn. Aber vielleicht kann Thomas mich noch ergänzen.  
 
Heinz Mauch: Ich gehe in die gleiche Richtung. Es muss ja finanziert werden. Ich 
danke Thomas, dass er eine Summe in den Raum gestellt hat. Am Schluss wird er so 
oder so wieder auf die Gemeinden zurückkommen. Man wird Anpassungen machen 
müssten, weil man nicht einfach die Ausgaben der Landeskirche in dem Sinne ver-
grössert. Das lohnt sich nicht, diesen Aufwand zu machen und wir können mit dem 
Leben wie es jetzt ist. 
Albert Kölbener: Ich sage es noch einmal. Ich sehe nicht, dass es eine Umverteilung 
ist. Es ist auch ein Auftrag, wo man Sachen einsparen kann, das habe ich jetzt schon 
dreimal gesagt – das ist so. Auch in der Diskussion mit den parlamentarischen 
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Vorstössen, wir werden auch ganz viel hören, was man bei den Kantonen macht. Ich 
sehe es wie dort und ich sehe nicht ein, weshalb man es nicht auch hier machen kann. 
Weil auch dort kann man argumentieren, wenn es der Kanton bezahlen muss, dann 
müssen einfach die Steuern hoch – das kommt dann von den Gemeinden oder von 
den Steuerzahlern. Man müsste es einfach gleich machen.  
 
Eugen Brunner: Ich sehe das mit der Finanzierung gleich wie Albert Kölbener. Als 
Kirchgemeinde zahlt man dann mehr Landeskirchensteuer. Das ist so, man hat aber 
gegengleich auch die Entschädigung für die Synodalen nicht mehr. Es gibt dort viel-
leicht eine Nivellierung. Wenn man es ganz gross raufrechnet, dann hat es vielleicht 
noch ein unfaires Gefälle drin für kleine Kirchgemeinden, weil diese dann mit der Lan-
deskirchensteuer den grossen Teil des Appenzeller Hinterlandes mitfinanzieren. Aber 
wahrscheinlich gibt es ungefähr eine 1:1 Rechnung. Aber wenn man den Mecano an-
schaut, und um den geht es auch in meinen Überlegungen, dass das Parlament wirk-
lich von der Landeskirche bezahlt werden kann.  
 
Marianne Neff, Teufen: Wir haben ja vorher schon über das geredet im Zusammen-
hang mit anderen Artikeln. Meine Frage ist, wir reden jetzt immer von der Synodalar-
beit, aber nicht getrennt mit den Kommissionen, die dann noch extra sind. Dort war ja 
vorher die Diskussion. Ist jenes ein Teil, den die Landeskirche bezahlt, und die Syno-
dalen von den Gemeinden. Die Diskussion jetzt ist das ganze Synodalleben.  
 
Marcel Steiner: Das ist der Antrag Kölbener, ja.  
 
Die Synode lehnt den Antrag Kölbener mit 17:19 bei 5 Enthaltungen ab. 
 
Marcel Steiner: Das absolute Mehr wurde nicht erreicht. Wir stimmen noch einmal 
darüber ab.  
 
Die Synode lehnt den Antrag Kölbener mit 17:22 ab. 
 
Martin Breitenmoser: Ich habe eine Verständnisfrage. Wenn man Euer Blatt hervor-
nimmt, dann steht dort unter dem Art. 28, Entschädigung, ist es jetzt klar? Dort steht: 
«Alle Mitglieder der Synode sollen für ihre Teilnahme an der Synode von ihrer Kirch-
gemeinde entschädigt werden.» Und jetzt kommt: «Auch die Mitglieder des Büros und 
der Geschäftsprüfungskommission.» Fällt das jetzt weg? Verstehe ich das richtig?  
 
Marcel Steiner: Jetzt gilt Artikel 28 Abs. 5: «Die Auszahlung für Mitglieder der Syno-
dale erfolgt über die Kirchgemeinden. Die Zusatzentschädigung für die Organe und die 
Jahrespauschale erfolgt durch die Landeskirche.» 
 
Martin Breitenmoser: Nach wie vor wird die Geschäftsprüfungskommission, also 
überhaupt die Kommissionen, von der Landeskirche bezahlt.  
 
Marcel Steiner: Ja, genau. 
 
Martin Breitenmoser: Dann steht es irrtümlich hier. Ich möchte einfach, dass es klar 
ist.  
 
Marcel Steiner: In diesem Büchlein, Gesetzesvorlage, ist es klar. 
 
Änderungsantrag, vorberatende Kommission Reglemente zu Art. 30 Abs. 1  
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Bei Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln werden die Billettkosten 2. Klasse vergütet 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Danke, ich benötige das Wort nicht.  
 
Marcel Steiner: Die vorberatende Kommission schlägt vor: «Bei Fahren mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln werden die Billettkosten 2. Klasse vergütet.» Und das Büro 
schlägt vor: «Bei Fahrten mit dem öffentlichen Verkehrsmittel werden die effektiven 
Billettkosten 2. Klasse vergütet.» Wenn ich das richtig verstehe, geht es um das Wort 
effektiven.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Dann ergreife ich das Wort trotzdem. Wenn jemand ein 
GA hat, welche Vergütung erhält er? Deshalb haben wir gefunden, wenn man 2. Klasse 
nimmt, ist es klar.  
 
Martina Tapernoux: Wenn ich für die Landeskirche in der Schweiz umherfahre, dann 
schaue ich immer, dass ich etwas vorausbestelle und ein Sparbillett erhalte. Und dann 
kostet das weniger als die Billettkosten 2. Klasse, weil die effektiven Kosten tiefer sind. 
 
Renzo Andreani: Ja, das stimmt. Das ist die eine Perspektive, das haben wir kurz 
angetönt. Aber es gibt auch noch jene, die ein GA haben. Diese haben null effektive 
Kosten. Da kann jemand nichts verrechnen. Das kann es ja auch nicht sein. Und des-
halb bin ich der Ansicht, dass man das Wort effektive streichen sollte und selbstver-
ständlich inkludiert das, dass, wenn jemand ein Sparbillett hat, dass er dann das Spar-
billett verrechnet. Mit dem Wort effektiv können jene ausgeklammert werden, die ein 
GA haben, denn diese haben null effektive Kosten. Das wäre ja dann nicht gut.  
 
Die Synode stimmt dem Antrag der vorberatenden Kommission zu. 
 
Änderungsantrag, vorberatende Kommission Reglemente zu Art. 56 Abs. 2 
Bei Stimmengleichheit gibt die Präsidentin oder der Präsident den Stichentscheid. 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, meine 
Äusserungen zur Eintretensdebatte waren schon von der Art, dass es einfach darum 
geht, dass wir klären müssen, was für uns gilt. In der vorberatenden Kommission hatte 
man den Eindruck, dass es nicht stimmig ist, wenn bei Stimmengleichheit das Sach-
geschäft abgelehnt ist. Eine ganze Hälfte hat auch ja gestimmt, weil man einem Präsi-
denten, einer Präsidentin eine zusätzliche Aufgabe übergeben will, denn wenn man 
ein Präsidium übernimmt, übernimmt man auch eine zusätzliche Verantwortung. Und 
wenn der Präsident oder die Präsidentin eine 2. Abstimmung macht, wie es gerade 
erfolgt ist, ist das Resultat vermutlich ein anderes. Aber wenn noch einmal Stimmen-
gleichheit ist, dann macht es für die vorberatende Kommission Sinn, wenn die Präsi-
dentin oder der Präsident eine 2. Stimme hat, so dass die Sachvorlage entschieden 
ist. Aber ich habe es schon gesagt, es ist gehupft wie gesprungen, wir müssen es 
einfach regeln. Die vorberatende Kommission schlägt vor, bei Stimmengleichheit, dem 
Präsidenten oder die Präsidentin eine 2. Stimme zu geben.  
 
Christoph Gugger: Könnte in einem solchen Fall auch entschieden werden, dass der 
ganze Antrag vertagt wird? Und wenn ja, muss ein Entscheid nach dieser Regelung 
getroffen werden? 
Hans-Ulrich Sturzenegger: In Sachgeschäften muss entschieden werden, aber hier, 
wenn es eine Gesetzesvorlage oder ein Reglement ist, gibt es eine 2. Lesung, aber 
sonst gibt es keine 2. Lesungen und deshalb muss dann entschieden werden. 
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Esther Johnson: Bei der Diskussion dieses Wortlauts war die Überlegung, dass es 
grundsätzlich für eine Annahme eine Mehrheit benötigt. Und wenn die Mehrheit fehlt, 
ist es nicht angenommen und deshalb sind wir auf diesen Wortlaut gekommen.  
 
Daniel Wachter: Ich habe eine Frage an den Präsidenten. Was meint er dazu? 
 
Marcel Steiner: Der Präsident will sich eigentlich während einer Session nicht inhalt-
lich äussern. Aber ich kann sagen, wie ich es handhaben würde. Ich würde mir nicht 
anmassen, ein doppeltes Stimmrecht ausüben zu wollen. Ich würde bei einem Patt 
einfach nein sagen – es bleibt dann wie es ist.  
 
Renzo Andreani: Ja, geschätzte Damen und Herren, wir hatten grad vor einer Woche 
hier im Kantonsrat Sitzung. Und wir hatten auch ein Geschäft, wo es 31:31 war. Und 
nach dem neuen Reglement, das wir uns gegeben haben, hat genau der Artikel 56 
gegriffen. Es gab keine Mehrheit und der Antrag wurde abgelehnt. Ich war erst auch 
der Meinung, dass der Präsident mitstimmt, aber heute bin ich doch der Überzeugung, 
dass es ungeschickt ist. Man sollte einem Präsidenten nicht zumuten oder ihn heraus-
fordern, nein zu sagen. Sondern, wenn es keine Mehrheit hat, und bei einem Unent-
schieden ist das so, ist das Sachgeschäft nicht angenommen. Das finde ich persönlich 
besser.  
 
Martin Breitenmoser: Einerseits wird Marcel nicht 100 Jahre Präsident sein. Wir wer-
den vielleicht einen anderen Präsidenten haben. Deine Überlegung ist für mich natür-
lich selbstverständlich richtig und das ist Dein Recht, das so zu machen. Aber mir muss 
einmal jemand erklären, wenn man 31:31 Stimmen hat – wie kommt man darauf, dass 
das abgelehnt ist. Es ist weder abgelehnt noch angenommen und ich finde, ein Ent-
scheid ist einfach wichtig. Da gibt es zwei Verlierer bei 31:31, oder? Und ich finde, das 
kann man ohne weiteres machen. Und ich muss auch wirklich sagen, wenn man von 
einem Parlament redet, ist es in den meisten Fällen so, dass der Präsident den Stich-
entscheid hat. Ich finde, das ist ihm zuzumuten, aber zu einem Sachgeschäft und nicht 
zu einer Personalfrage und deshalb finde ich es wichtig, dass man den Stichentscheid 
machen kann. Es gäbe eine andere Möglichkeit, so wie es in Innerrhoden wäre, aber 
wir kommen heute dann noch einmal darauf zurück. Bei uns ist es einfach so, dass der 
Präsident, wir haben vorhin gesagt, dass er sich inhaltlich nicht äussert, das ist bei uns 
auch so und der Präsident stimmt in Innerrhoden nicht mit. Er stimmt nur dann, wenn 
es um einen Stichentscheid geht. Diese Variante gäbe es auch noch, aber ich bin nach 
wie vor der Meinung, dass es auch geht, wenn der Präsident zwei Stimmen hat. Dann 
hat man mindestens einen Entscheid.  
 
Urs Sturzenegger, Wolfhalden: Geschätzter Präsident, geschätzte Anwesende, wir 
erinnern uns vielleicht an die Landsgemeinde. Wie ist es dort gegangen. So, wie es 
hier auch vorgeschlagen wird. Wir haben das Mehr bei einem Unentschieden, also bei 
einem visuell nicht abschätzbaren ja oder nein noch einmal gemehrt. Und nachher hat 
man zusätzlich Leute auf die Bühne, auf den Stuhl, hochgenommen. Und wenn auch 
diese zusätzlichen Augen kein Mehr eruieren konnten, war das Sachgeschäft abge-
lehnt. Und es war glaub nicht schlecht, weil, es hat nachher kaum Widerstand gege-
ben. Man konnte noch einmal über die Bücher. Das ist ja wie bei 50:50. Man ist einfach 
wieder zur alten Tagesordnung geschritten. Ich würde das also begrüssen. 
Albert Kölbener: Also, wenn ich an die Landsgemeinde denke, dann ist es so, dass 
man auszählt, wenn es nicht klar ist. Und wenn dann tatsächlich ein Gleichstand ist, 
entscheidet der Landammann. Wir haben ein paar Mal gehört, wenn man gleich viele 
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Stimmen hat, haben wir kein Mehr – kein Mehr für ja und kein Mehr für nein. Und 
weshalb man dann nein sagt, sehe ich nicht ganz ein. Ich bin eher der Meinung, dass 
wir eine Lösung finden, die es dem Präsidenten überlässt. Und wenn er dann nein sagt, 
ist es seine Sache. Aber es ist dann ein Entscheid da.  
 
Heinz Mauch: Also, wenn man daran denkt, dass es für einen selber läuft, ist es na-
türlich gut, wenn der Stimmentscheid in die Richtung geht, dessen Meinung man ge-
habt hat. Aber wenn der Stichentscheid in die Richtung geht, wo man nein findet, dann 
sieht es schon wieder etwas anders aus. Ich denke, es ist wirklich in dem Sinne clever, 
wenn man sagt, Stimmengleichheit heisst abgelehnt. Abgelehnt ist in dem Sinne ein 
negativer Begriff, aber es heisst einfach, da ist kein Entscheid. Das Geschäft ist hängig. 
Wenn man sagt, dass es wichtig ist, dann muss man es noch einmal weitertreiben, 
dann kommt es wieder. Und auch wenn es keine Lesungen gibt, könnte man sagen, 
dass man es noch einmal auf die Traktandenliste nimmt, wenn es politisch einen Willen 
gibt, dass man es so macht. Und dann kommt das wieder hoch. Ich denke, das sollten 
wir einem Präsidenten auch nicht in diesem Sinne zumuten, dass er den Stichent-
scheid hat. Jene, die auf seiner Seite sind, dürfen ihm auf die Schulter klopfen und die 
anderen sagen ihm nicht einmal mehr adieu. Also, das müssen wir gar nicht schaffen; 
wer politisch dran ist kann auch in Zukunft sagen, okay, ich bringe das Geschäft noch 
einmal, wir schauen das noch einmal an. Danke. 
 
Martin Breitenmoser: Man muss einfach die Verhältnismässigkeit noch einmal an-
schauen. Üblicherweise ist es so, wie wir es grad gehabt haben und dann wird noch 
einmal abgestimmt. Es hat aber immer Leute, die eine Enthaltung haben oder nicht 
abstimmen. Und dann kann man sagen, so bitte, entscheidet euch. Und dann gibt es 
meistens einen Entscheid. Es kommt ganz wenige Mal vor, dass es tatsächlich so ist, 
dass es einen Stichentscheid gibt. Aber ich finde es nach wie vor gut mit dem Ent-
scheid. Dazu ist das Parlament da – dass man entscheidet.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, ich habe 
vorher die Meinung der vorberatenden Kommission weitergegeben. Und wenn ich im 
Kantonsrat schaue, der darüber entscheiden musste, ob der Regierungspräsident wei-
terhin Herr oder Frau Landammann heisst oder Regierungspräsidentin oder Regie-
rungspräsident, gab es auch eine Pattsituation. Und dieses Thema war emotional auch 
sehr aufgeladen. Der Kantonsratspräsident hat den Stichentscheid nicht gefällt und der 
Ratschreiber hat Auskunft gegeben, wie es zu handhaben ist. Und vorher hat der Kol-
lege Mauch gesagt, dass es wirklich in der Praxis so sein kann, dass man auf den, der 
die Sitzung geleitet hat und die zweite Stimme gegeben hat, nachher bös oder nicht 
wohlwollend reagiert. Und um die Konfliktsituation zu entspannen, glaube ich persön-
lich, dass es richtiger ist, wenn man bei Stimmengleichheit ablehnt. Danke. 
 
Die Synode lehnt den Antrag der vorberatenden Kommission Reglemente mit grossem 
Mehr ab. 
 
Änderungsantrag, vorberatende Kommission Reglemente parlamentarische Vorstösse 
Die Art. 65 – 72 sind zu streichen und durch folgende Bestimmungen, Art. 65 und Art. 
66 zu ersetzen. 
 

Um 12:15 Uhr werden die Verhandlungen der Synode für die Mittagspause unterbrochen. Um 
12:45 werden die Verhandlungen wieder aufgenommen. 
 
Anwesend sind nach dem Mittag 45 Synodale. Das absolute Mehr beträgt 23. 
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3. Parlamentarische Vorstösse 
Art. 65 Auftrag oder Prüfung einer bestimmten Frage 
1 Jedes Mitglied der Synode hat das Recht, allein oder gemeinsam mit anderen Syno-
dalen, den Kirchenrat zu beauftragen, einen Entwurf für eine Änderung der Kirchen-
verfassung oder für den Erlass oder die Änderung von Reglementen oder synodalen 
Verordnungen und Beschlüssen vorzulegen oder eine bestimmte Frage zu prüfen und 
darüber Bericht zu erstatten. 
2 Verweigert der Kirchenrat die Annahme des Auftrags, kann er durch den Beschluss 
der Synode dazu verpflichtet werden. 
3 Die zuständige Behörde, Kirchenrat oder Büro, informiert jährlich über den Beratungs-
stand hängiger Aufträge oder Prüfungen bestimmter Fragen. 
 
Art. 66 Anfrage 
1 Mit der Anfrage kann jedes Mitglied der Synode im Traktandum Anfrage Auskunft 
über eine Angelegenheit der Landeskirche verlangen. 
2 Die zuständige Behörde, Kirchenrat oder Büro, kann zur Anfrage sofort oder an einer 
späteren Sitzung Stellung nehmen. 
3 Eine Anfrage erfolgt schriftlich ans Büro. 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Geschätzter Herr Präsident, geschätzte Damen und Her-
ren, bereits beim Eintreten habe ich mich in die Richtung geäussert, dass die vorbera-
tende Kommission diese Thematik sehr ernst genommen und abgewogen hat, was 
besser sein könnte. Am Schluss gab es eine Mehrheit, aber es gab Leute in der vor-
beratenden Kommission, die auch Erfahrung aus den Abläufen des Ausserrhoder Kan-
tonsrates haben und Leute, die Erfahrung haben vom Innerrhoder Grossrat. Sie mer-
ken wahrscheinlich schon, in welche Richtung mein Herz tickt, aber die vorberatende 
Kommission kam mit einer Mehrheit zur Auffassung, dass das Modell mit Auftrag und 
Prüfung einer bestimmten Frage bei den Mitgliedern der Synode besser verständlich 
ist. Und es war ebenfalls die Meinung, dass man sich direkter und ohne allzu hohe 
Schwellenangst einbringen könnte. Die Minderheit ist natürlich klar der Auffassung, 
dass, wenn überall die Motion, das Postulat und die Interpellation verstanden und in 
den Parlamenten eingesetzt wird, und auch die Leute, die in den Parlamenten arbeiten 
das gut verstehen, das auch die Synodalen gut verstehen würden. Aber die Mehrheit 
vertrat die Meinung, und dem kann ich etwas abgewinnen, eine Synode lebt nur, wenn 
man sich einbringt. Und wenn man die Auffassung hat, dass man sich ohne grosse 
Schwellenangst spontaner einbringt, dann ist das eigentlich der Sinn des Parlaments. 
Das ist letztendlich auch entscheidend gewesen für die Schlussabstimmung der vor-
beratenden Kommission. Wir schlagen vor, ich sage es jetzt noch einmal so, die Art 
und Weise wie es im Innerrhoder Grossrat gehandhabt wird, Auftrag und Prüfung einer 
bestimmten Frage und die Anfrage, die ich als auch tauglichen Ersatz für die Umfrage 
erwähnt habe. Zu diesem können wir ja sagen. Alles andere habe ich bereits bei der 
Eintretensdebatte gesagt. Ich finde es gut, wenn wir das breit diskutieren und wenn wir 
einander die Vor- und Nachteile zu erklären versuchen, so dass wir zu einer Schluss-
abstimmung kommen. Aber den Antrag der vorberatenden Kommission habe ich ver-
sucht, Euch mitzuteilen.  
 
Esther Johnson: Ich möchte mich hier vorab nicht allzu fest in die Detaildiskussion 
eingeben. Wir denken, man kann die Argumentation der vorberatenden Kommission 
nachvollziehen, weil es eine Vereinfachung in der ganzen Systematik gibt und vielleicht 
eben diese Hemmschwelle auch tiefer liegt, dass jemand auch einmal etwas einbringt. 
Ich denke für das Büro stehen beide Möglichkeiten als valabel im Raum.  



31 

 
Manuela Langenauer, Schwellbrunn: Ich habe das Gefühl, dass die Hemmschwelle 
eher dort liegt, dass man es schriftlich einreichen muss und nicht einfach mündlich 
fragen kann. Und wenn man die Anträge ausformulieren muss, dann kommt es gar 
nicht darauf an, ob man das in der einen oder in der anderen Form einreicht.  
 
Heinz Mauch: Ja, geschätzter Präsident, geschätzte Kolleginnen und Kollegen in der 
Synode, es war etwas ein Prozess als ich das gelesen habe in der Vorbereitung. Für 
mich war es irgendwie logisch – klar, Postulat, Motionen, Interpellationen – so arbeitet 
man in einem Parlament. Aber es war dann so, als ich es noch einmal angeschaut 
habe und das Thema an der Vorsynode diskutiert wurde, hat sich etwas bewegt. Bei 
der näheren Betrachtung über die parlamentarische Arbeit, die wir an der Synode ma-
chen, ist mir aufgefallen, dass es bei uns sehr selten vorkommt, dass wir eines dieser 
Mittel, die hier erwähnt werden und welches die offiziellen Mittel sind, die man im Par-
lament in Ausserrhoden auch einsetzt, dass diese selten gebraucht werden. Die Mittel 
sind schriftlich, das ist wohl okay, aber sie sind auch an Fristen gebunden. Also, es 
hängt hier immer etwas zusammen – es gibt Fristen für die Einreichung und es gibt 
natürlich nachher auch Fristen, die dem Kirchenrat für die Beantwortung zur Verfügung 
stehen. Ich bin der Ansicht, auch aufgrund meiner parlamentarischen Tätigkeit im Kan-
tonsrat, dass es bei uns Sinn macht, dass wir Instrumente haben, die funktionieren und 
einfach sind – niederschwellig. Dass wir so eigentlich als Parlament handlungsfähiger 
sind und nicht noch wieder nachlesen müssen, was eine Interpellation ist und was ich 
jetzt machen muss. Und was muss ich beim Postulat machen und um was geht es. 
Sondern dass wir einfach und schnell Themen hochfahren und diese in einer kurzen 
Schriftlichkeit präsentieren können. Ich denke auch, dass, wenn man einen grösseren 
Zusammenhang herstellt, man sich schon mit dem Kanton vergleichen kann. Aber ich 
glaube, dass wir unsere Verhältnisse wirklich sehen müssen und da laufen andere 
Strukturen, als es im Kanton der Fall ist. Also, unser Kirchenrat arbeitet in einem Teil-
pensum, unsere Verwaltung ist unglaublich gross, aber wir sind schlank, wir sind eben 
nicht gross. Wir sind nur schlank. Die Bearbeitung von grossen Anfragen, die dann 
irgendwann einmal kommen, bedeuten auch einen Aufwand. Ich denke, hier sollte man 
sich nicht mit dem Kanton vergleichen. Zudem können wir uns das als öffentlich-recht-
liche Institution selber geben, wir können uns selber die Instrumente in die Hand geben 
und sagen, das macht für uns Sinn. Wenn das für einen Kanton auch sinnvoll ist, ist 
das gut. Aber das coole ist ja, dass wir heute über Mittel reden, die bereits praktisch 
eingesetzt werden – im Innerrhodischen. Und wenn die Ausserrhoder einmal auf die 
Innerrhoder hören, kann das ja nicht immer nur schaden. Ich würde den Antrag gerne 
unterstützen und freue mich, dass wir einen Ratsbetrieb erhalten, der mit schnellen 
einfachen Mitteln Themen hochgefahren kann und Verbindlichkeiten geschaffen wer-
den können.  
 
Eugen Brunner: Als Ausserrhoder mit Herz in diesem Kanton, schaue ich gerne auch 
immer in unseren Nachbarkanton – wie macht es Innerrhoden. Und ich finde es immer 
beeindruckend, wie sie mit der Innerrhoder Lösung noch schneller und noch effizienter 
sind. Es ist wie so ein Teil «Gfitztheit» und «Wiffheit» drin. Dadurch habe ich Sympa-
thien für Innerrhoden. Und die Sympathien sind noch mehr gestiegen, als ich dieses 
parlamentarische Instrument, also diese parlamentarischen Instrumente vorgestellt er-
halten habe. Da musste ich sagen, das liegt uns, da können wir doch miteinander par-
lamentarisch einfacher arbeiten und haben nicht so ein Betrieb, der manchmal etwas 
knorzt, weil man manchmal etwas nicht formulieren kann. Ich glaube, das bringt uns 
als Synode weiter, wenn wir uns die Einfachheit dieses Instruments geben.  
 



32 

Martina Tapernoux: Danke vielmals. Ich meine, es geht um zwei verschiedene Anlie-
gen. Einerseits ist da der Wunsch, dass in der Synode mehr diskutiert wird, und diesen 
Wunsch kann der Kirchenrat sehr nachvollziehen und unterstützen. Und auf der ande-
ren Seite ist da das Anliegen, dass die Mitwirkungsmöglichkeiten der Synodalen ein-
facher wären. Der Kirchenrat wäre froh, wenn man diese beiden Sachen nicht vermi-
schen, sondern auseinanderhalten würde. Das Büro der Synode, wie es im Reglement 
irgendwo festgehalten ist, möchte in Zukunft Weiterbildungsveranstaltungen für Syno-
dale anbieten. Und das begrüsst der Kirchenrat sehr. Diese Weiterbildungen helfen 
sicher, die parlamentarischen Instrumente kennenzulernen und einander kennenzuler-
nen – auch, weil man solche Instrumente am besten miteinander nutzt. Für den zweiten 
Punkt, die lebendige Diskussion, wäre es sicher wichtig, dass möglichst viele Synodale 
die Vorsynode besuchen. Dort kann man erstens miteinander reden, man vertieft sich 
noch einmal in Themen, hört Argumente, die man vielleicht noch nicht gekannt hat und 
man kann sich an der Vorsynode auch absprechen, wer, was an der Synode sagt. Und 
das sage ich als jemand, der in der EKS-Synode ist und in diesem Jahr erstmals nach 
zwei Jahren etwas gesagt hat, weil wir uns zusammengetan und aufgeteilt haben – 
wer, was macht. Deshalb ist für mich die Frage aufgetaucht, aber das müssen Sie 
entscheiden, ob man nicht nur die Synode, sondern auch die Vorsynode für obligato-
risch erklären sollte, um dies üben zu können und das zu leben – dieses diskutieren. 
Heute hatten wir eine sehr lebendige Diskussion, finde ich, aufgrund dessen, dass sich 
sehr viele Leute intensiv mit den Unterlagen befasst haben. Und dann ist da das an-
dere Thema, das mit den parlamentarischen Vorstössen. Der Kirchenrat ist mit der 
Vorlage der vorberatenden Kommission nicht wirklich glücklich. Das, was hier Anfrage 
heisst, ist einer Interpellation ähnlich. Wobei ich heute beim Eintretensvotum gemerkt 
habe, dass wir uns vielleicht nicht einmal hier ganz einig sind, weil wir unterschiedliche 
Ideen haben. So eine Anfrage kann spontan gestellt werden. Es kann also sein, dass 
jemand mehrere Anfragen an einer Synode stellt oder dass aus einer Synode ganz 
verschiedene Anfragen gestellt werden. In der Konsequenz heisst es, dass die Ver-
waltung und der Kirchenrat, in erster Linie vermutlich die Verwaltung, nachher damit 
beschäftigt ist, diese Anfragen zu beantworten. Das soll ja dann seriös und gewissen-
haft passieren. Das, was Prüfung einer bestimmten Frage genannt wird, ist einem Pos-
tulat ähnlich. Aber es geht noch weiter als das Postulat, weil man zu allem etwas fragen 
kann. Und am allerheikelsten findet der Kirchenrat das, was hier Auftrag heisst. Es 
kann heissen, dass jemand spontan mündlich den Kirchenrat beauftragen kann, eine 
Verfassungsänderung zu prüfen. Und mündliche Aufträge haben die Schwierigkeit, 
dass kaum alle das gleiche verstehen. Dann ist hier keine Frist genannt, also, es heisst, 
der Kirchenrat müsse jährlich Bericht erstatten. Und das könnte er über 20 Jahre ma-
chen und sagen, wir sind intensiv daran, wir müssen noch Abklärungen treffen, wir 
melden uns, wenn wir etwas haben. Ist es wirklich das, was Sie wollen – dass Sie dem 
Kirchenrat einen Auftrag geben, ohne richtig zu wissen, wann Sie ein Resultat erwarten 
dürfen und was für ein Resultat es dann sein könnte, weil wir vielleicht eine andere 
Frage verstanden haben. Also, die neue Verfassung hat unter anderem das Ziel, die 
Synode zu stärken. Bei einem Auftrag, so wie es hier steht, kann der Kirchenrat ent-
scheiden, ob er auf die Sache eingeht oder nicht, und wenn der Kirchenrat die Sache 
ablehnt, kann die Synode ihn dazu verpflichten. Ich weiss allerdings nicht 100prozentig 
sicher, welche Frage dann beantwortet wird und wann das Resultat kommt, weil es 
keine Fristen gibt. Unsere Frage ist, wollen Sie das? Oder geben Sie damit dem Kir-
chenrat nicht eigentlich mehr Macht, als es Ihnen lieb ist? 
 
Marion Schmidgall, Teufen: Ja, geschätzte Synodenmitglieder, geschätzte Kommis-
sionen, ich war in der vorberatenden Kommission dabei, ich sage es ehrlich, ich bin 
eine parlamentarisch nicht ausgebildete Person und ich bin natürlich für den Vorschlag 
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der vorberatenden Kommission. Ich habe mich dafür eingesetzt. Mein Hauptargument 
ist: Wir haben zwei Synoden im Jahr, und wenn man dann die parlamentarischen Fris-
ten einhalten muss, ist mir das zu träge. Es gibt nie keine Entscheide, man muss die 
Anträge schreiben, man scheut sich vielleicht auch etwas vor den ganzen Vorschriften 
und für mich ist es in der Synode wichtig, dass wir beweglich bleiben, denn in der 
Synode geht es ja nicht nur um Gesetze und Finanzen, sondern es geht um unsere 
Kirche allgemein und um die Sendung der Kirche. Dafür müssen wir eine Möglichkeit 
haben, dass wir spontan über ein Thema diskutieren können, welches nicht vorgese-
hen war. Und deshalb würde ich jetzt den Antrag der vorberatenden Kommission un-
terstützen, weil das eine Möglichkeit ist, dass man sich spontan für eine Sache einset-
zen kann.  
 
Renzo Andreani: Besten Dank. Ich bin jetzt zehn Jahre im Kantonsrat und war eigent-
lich bei jenen, dies könnt Ihr Euch vorstellen, die das nicht unterstützen können. Vor 
allem die Aussage, dass es heisst, dass es mit den gängigen Mitteln in der Schweiz zu 
kompliziert und zu reguliert ist. Sorry, das ist eine subjektive Wahrnehmung von mei-
nem Kollegen aus Innerrhoden. Da bin ich überhaupt nicht dieser Meinung. Sondern 
man kann mit diesen Instrumenten sehr wohl und sehr gut das abbilden, was einem 
auf dem Herzen liegt. Und weshalb bin ich dafür, weshalb unterstütze ich, dass wir bei 
dem bleiben, was wir kennen – noch einmal, alle parlamentarischen Räte, sei der Ein-
wohnerrat Herisau, der Kantonsrat in Appenzell Ausserrhoden oder alle Kantonsräte 
in der Schweiz plus der Bund kennen diese Instrumente der parlamentarischen Vor-
stösse, die hier beschrieben sind: Motion, Postulat und Interpellation. Ganz ein wichti-
ger Punkt ist, jene, die in einem Parlament arbeiten, wissen, damit umzugehen. Ich 
gehe davon aus, dass immer wieder spontan Leute aus dem Kanton Thurgau oder aus 
der Stadt St. Gallen zuziehen, dort gibt es auch ein Stadtparlament, und diese waren 
politisch schon affin und haben damit gearbeitet, und wir können sie als Synodale ge-
winnen. Dann kommen sie hierher und haben einen Flipperkasten und sehen, dass wir 
völlig andere Instrumente haben und sagen: «Aha, das heisst so und das heisst so und 
das ist wieder anders.» Ich finde es persönlich nicht gut. Es kann doch nicht sein, ich 
verstehe meine Kollegen aus Innerrhoden, die sind mit dem aufgewachsen, aber ich 
habe selber noch ein Problem und muss selber studieren und machen und tun – ich 
wünschte mir als Parlamentarier, dass man Instrumente nimmt, die in der ganzen 
Schweiz üblich sind und sich bewährt haben. Und diese sind nicht komplizierter als 
jene in Innerrhoden. Innerrhoden hat seine Eigenheit, aber das heisst nicht, dass man 
es kopieren muss. Ich würde Euch beliebt machen, dass wir beim Antrag des Büros 
bleiben, bei den klassischen Instrumenten. Danke.  
 
Heinz Mauch: Zuerst herzlichen Dank für die Replik von Martina. Ich habe volles Ver-
ständnis dafür und sie ist sehr solidarisch mit ihrer Verwaltung. Sie ahnt, was passieren 
könnte, wenn das, was die vorberatende Kommission uns vorlegt, tatsächlich zu grei-
fen beginnt, dass es nämlich eine Zunahme von parlamentarischen Vorstössen gibt. 
Das ist möglich. Ich denke aber nicht. Dann zum Kollegen Andreani. Das sind die lus-
tigen immerwährenden Killerargumente, die ich, der viele Change-Prozesse mitge-
macht hat, immer wieder gehört habe – wir haben es immer so gemacht, es hat sich 
bewährt, es läuft auch dort so und es läuft auch dort so. Tut um Gottes Willen, was 
mutig ist. Das ist nicht von mir.  
 
Martina Tapernoux: In den Krieg gezogen ist man mit diesem Argument: Tut um Got-
tes Willen, was mutig ist.  
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Heinz Mauch: Das spielt auch keine Rolle. Das ist das Apfelbäuchen. Es geht darum, 
wir haben die Möglichkeiten, wir haben einen Vorschlag, wie man so arbeiten kann, 
dass es für uns, die keine Profis sind, ich bin als Parlamentarier ja eher damit verbun-
den, politisch einbringen können. Die Schwäche, die der Antrag noch hat, aber wir 
befinden uns in der 1. Lesung, die Schwäche, die der Antrag noch hat, er hat noch 
keine Praxis. Man müsste vielleicht im Blick auf die 2. Lesung, also von uns von der 
parlamentarischen Seite, die dafür sind, sagen, okay, wie sieht es denn in der Praxis 
aus, dass man von der anderen Seite auch darauf reagieren kann. Bei den Argumen-
ten wie wir sie jetzt haben, so wie es schon immer ist, ist die Praxis schon gegeben. 
Aber es gibt auch eine Praxis, die man macht. Ich habe vor einer Woche den heute zu 
wählenden Grossratspräsidenten in Schwellbrunn an unserer Kantonsratspräsidenten-
feier getroffen und ich habe gedacht, dass ich ihn gleich frage, wenn ich ihn schon 
gegenüber habe, er wohnt auch mir gegenüber, nämlich in Haslen. Er hat gefunden, 
dass es ein gutes Instrument ist, das sich bewährt hat. Das ist super. Das ist ja klar 
Werbung in eigener Sache. Aber es ist natürlich etwas, von dem ich schon annehme, 
dass es funktioniert. Und man kann sich eine neue Praxis ja auch geben. Man kann 
das immer einüben, man kann es miteinander machen. Dann haben wir eine Eigenheit. 
Die Appenzeller Kirche darf das doch haben. Es ist eine Zweikantonkirche AR AI und 
deshalb können wir das tatsächlich doch einmal miteinander ausprobieren. Ich möchte 
dazu ermuntern und sagen, wir gehen doch in diese Richtung und machen unsere 
Erfahrung.  
 
Lars Syring: Ich nehme jetzt seit 23 Jahren als teilnehmender Beobachter auch die 
Geschicke von Innerrhoden wahr und habe nicht den Eindruck, dass sie in diesen Jahr-
zehnten im Chaos versunken sind. Insofern habe ich den Eindruck, dass das ein Werk-
zeug ist, das funktioniert und Martin hat uns in der vorberatenden Kommission verspro-
chen, uns einzuladen nach Innerrhoden, damit wir dann einen Workshop haben, wie 
man das dann anwendet. Insofern empfehle ich den Vorschlag der vorberatenden 
Kommission wärmstens zur Annahme.  
 
Martina Tapernoux: Ich möchte nur rasch Heinz etwas sagen. Ich habe keine Angst, 
dass das Parlament der Verwaltung einen Haufen Arbeit beschert. Das würde ich so-
gar begrüssen. Die Verwaltung unterstützt ja schon jetzt nach Möglichkeit bei allem, 
was das Parlament will. Mir fürchtet davor, dass diese Anfragen, denn sie können ja 
spontan kommen, gerade im Moment kann man sie stellen und dann sind sie gestellt. 
Mir fürchtet davor, dass im Moment Sachen entstehen, die irgendwie wichtig erschei-
nen und die Verwaltung ist nachher beschäftigt, diese zu beantworten und man merkt, 
ach, vielleicht verschriftlichen, aufschreiben wäre noch ein Zwischenschritt gewesen. 
Oder vielleicht jemanden mündlich bilateral zu fragen wäre auch noch eine Möglichkeit 
gewesen, vor dem fürchtet mir, dass die Verwaltung mit dem viel Arbeit hat.  
 
Marianne Neff: Zu dem Argument von Martina, wir alle hier wollen seriös arbeiten und 
nicht unnötig viele Arbeiten aufbürden. Ich glaube, wer einen Antrag stellt, wer eine 
Anfrage stellt, der macht das schon seriös und überlegt, auch wenn er nicht verschrift-
lich ist. Und das andere Argument des Ausuferns und keine Grenzen haben, wie ge-
sagt, es ist die 1. Lesung, man kann es ja noch etwas schöner darstellen und irgend-
welchen zeitlichen Fristen reingeben in einer zweiten Phase. Es heisst ja nicht, dass 
es so bleiben muss, so dass man das mit den Fristen noch regeln kann.  
 
Lars Syring: Ich möchte noch zu bedenken geben, dass wir das jetzt auf Reglement-
ebene diskutieren. Also, wenn das jetzt wider Erwarten zum absoluten Chaos und zum 
Niedergang unserer Landeskirche führen würde, können wir ja nach zwei Jahren 
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sagen, dass wir das doch noch überarbeiten. Aber ein Versuch, finde ich, ist es allemal 
wert.  
 
Martin Breitenmoser: Irgendwann braucht es noch eine Stimme aus Innerrhoden, 
nicht wahr. Ich glaube, ganz ein schlagendes Argument hat Lars Syring vorhin ge-
bracht. Wenn es nicht funktionieren würde, dann könnten wir das jederzeit wieder än-
dern. Interessant ist ja, dass vor allem Parlamentarier, also politische Parlamentarier 
Mühe mit diesem System haben, und ich habe bei Heinz gehört, dass das Innerrhoder 
Herz etwas fortgeschrittener ist. Und er hat sich das überlegt. Ich könnte nun einige 
Sachen erzählen, die Martina aufgrund dessen, dass sie mit diesem Instrument noch 
nicht gearbeitet hat. Also, wenn die Parlamentarier beginnen, Zeug zu erzählen, das 
nicht gut ist oder nicht klar ist, dann müsst ihr schauen, Art. 65 Abs. 2 «Verweigert der 
Kirchenrat die Annahme eines Auftrages, kann er von der Synode dazu verpflichtet 
werden.» Also, wenn es irgendeinen «Chabis» ist, dann traue ich jedem von uns zu, 
dass man sagt, also, das ist daneben, und dann wird der Antrag nicht genehmigt. Und 
der Kirchenrat kann sich dazu äussern und es ist noch nichts gemacht. Er hat nur den 
Auftrag, das einmal anzuschauen. Ich beginne von vorn, warum habe ich das gemacht, 
warum habe ich das reingebracht. Ich bin schon a) einige Jahre in der Synode und in 
dieser Zeit ist mir aufgefallen, dass die parlamentarischen Vorstösse, die wir im Reg-
lement der Synode haben, Interpellation und Motion, kaum einmal angewendet wer-
den. Wer kann mir sagen, wann wir die letzte parlamentarische Initiative gehabt ha-
ben? Und jetzt vielleicht nur einmal die Frage: Wer getraut sich, eine Petition zu ma-
chen, eine Interpellation oder eine Motion, wer getraut sich? Nur, dies müsst ihr euch 
für euch einmal überlegen. Obwohl es das wichtigste Instrument zu den Fragen ist, 
brauchen wir es nicht, weil wir es uns auch nicht richtig zutrauen. Warum ist das wohl 
so. Ich habe mit Kolleginnen und Kollegen aus der Synode gesprochen und ihnen diese 
Frage gestellt. Unisono ist die Antwort gekommen: Ach, das ist zu kompliziert und man 
muss viel vorher eintragen, ich traue mich das eigentlich nicht und es fehlt mir auch die 
parlamentarische Routine. Die Antwort habe ich sehr gut verstanden. Es ist wohl ein 
riesiger Unterschied, ob wir parlamentarische Erfahrung haben, so wie Renzo Andre-
ani, der die Erfahrung von mehreren jährlichen Sitzungen im Kantonsrat mitbringt oder 
ob wir als Synodale uns jährlich zweimal treffen. Wir sind in unserer politischen Arbeit 
in Fraktionen und Parteien eingebunden. Die beiden Instrumente helfen, dass der Par-
lamentarier Unterstützung erhält. In der Synode haben wir weder Parteien noch Frak-
tionen. In diesem Sinne sind wir mehrheitlich auf uns selber gestellt. Es ist kaum mög-
lich, dass wir unter diesen Umständen parlamentarische Routine erhalten und den Mut 
finden, eine Interpellation, eine Petition oder eine Motion zu stellen. Fragt euch bitte, 
selbstverständlich ist es eine subjektive Wahrnehmung, ob das für euch zutrifft. Warum 
bin ich überhaupt auf die Idee gekommen. Ich war 14 Jahre im Kantonsrat, bei uns in 
Appenzell Innerrhoden heisst es Grossrat. Wie es Lars Syring gesagt hat, der Kanton 
ist noch nicht am Zusammenfallen, sondern er ist sehr aktiv und agil. Und die parla-
mentarischen Vorstösse, wie wir sie hier haben, man kann daran noch etwas schrau-
ben, da bin ich nicht dagegen, die werden gar nicht so viel angewendet. Man muss 
aber nicht wie vorher, immer etwas schriftlich abgeben. Man kann etwas reinbringen 
und dann haben wir den Art. 2, mit dem sich der Kirchenrat wehren kann und die Sy-
node kann das auch abwinken. Wir haben in der vorberatenden Kommission intensiv 
über die beiden Artikel diskutiert, weil die genannten parlamentarischen Vorstösse für 
alle unbekannt sind und die Minderheit hat den Eindruck, und das sind genau jene – 
die Minderheit hat keine parlamentarische Erfahrung wie die meisten von uns auch 
nicht. Und deshalb habe ich den Eindruck, dass die Leute das nicht wollen. Ich kann 
Ihnen versichern, dass in der Zeit, in der ich im Parlament war, nie, aber echt nie ein 
Problem zu den beiden parlamentarischen Vorstössen aufgetreten ist. Und wenn es 
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einmal ein Missverständnis gegeben hat, dann konnte man zurückfragen, bis es klar 
war. Also, ich muss einfach sagen, die parlamentarischen Vorstösse, die wir haben, 
sind Parlamentarier freundlich und freundlicher für euch Synodale, die kein politisches 
Amt innehaben und in keinem Kantonsrat sitzen. Und für mich ist es auch ein Killerar-
gument, ja, in der ganzen Schweiz wird es so gemacht. Ich meine, ihr wart auch einmal 
ein Landsgemeindekanton und habt es auch einmal anders gemacht. Also, das ist et-
was, das für mich nicht zählt. Für mich ist wichtig, dass etwas, das neu in einem Par-
lament sauber und gut funktioniert. Ich kann Euch nur empfehlen und für Euch als nicht 
politische Parlamentarier habt ihr sicher einen grossen Vorteil, wenn ihr es einmal so 
durchziehen könnt, allenfalls dann halt auch wieder ändern, wenn es nicht funktioniert. 
Ich würde Euch ermutigen, dass Ihr den Mut habt, hier einen Schritt vorwärtszuma-
chen, weil es für die Parlamentarier eine deutlich einfachere Möglichkeit ist.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Ja, Herr Präsident, geschätzte Damen und Herren, es 
wird ganz viel gesagt von der Spontaneität, wie man sich im Parlament einbringt. Ich 
finde, ein Parlament muss spontan diskutieren können, muss sich spontan einbringen 
können und auch Fragen stellen und ich habe ja auch zufälligerweise noch parlamen-
tarische Erfahrung, ob nun Kirchenrat oder Büro – auf Fragen gibt man immer Aus-
kunft, wenn sie im Verlauf dem Thema entsprechen. Ich möchte einfach davor warnen 
– spontane Vorstösse sind für mich einfach etwas anderes. Ich finde, ein parlamenta-
rischer Vorstoss, und das kann ja eben eine Motion sein, kann eine Interpellation sein, 
braucht Überlegung zuhause, braucht den Austausch mit Kolleginnen und Kollegen 
und braucht das Verschriftlichen. Das Verschriftlichen gibt Klarheit. Und wenn man mit 
dieser Klarheit meinetwegen eine Motion, ein Postulat einbringt, wissen jene, die damit 
arbeiten müssen auch, was gemeint ist und wie sie das zielgenau umsetzen können. 
Und ob man nun sagt Innerrhoden oder Ausserrhoden – das ist für mich nicht wirklich 
der Hauptpunkt. Der Hauptpunkt ist, wenn man politisch klare Vorstellungen hat, be-
nötigt man ein klares Instrumentarium – eines, das sich an vielen Orten bewährt, und 
ihr merkt es, ich persönlich würde gerne bei dem Instrumentarium von Motion, Postulat 
und Interpellation bleiben. Aber ich finde es gut, dass wir uns hier jetzt miteinander 
auseinandersetzen. Ich möchte nur sagen, die Anfrage und das sogenannte Innerrho-
der Modell ist spontan in der Diskussion, aber die Vorbereitung, finde ich, muss in der 
Form laufen, wie man zum Beispiel eine Motion vorbereitet und dann schriftlich über-
geben werden.  
 
Martin Breitenmoser: Also, das, was Hans-Ulrich gesagt hat, das sage ich jetzt min-
destes aus meiner politischen Erfahrung als politischer Parlamentarier, der Auftrag, so 
wie er bei Art. 65 steht – keiner von uns wird hier im Rat zum Bauch raus einen Auftrag 
geben. Sondern du überlegst dir, und diese Überlegungen macht sich jeder in Inner-
rhoden, bevor er einen Auftrag macht. Er macht sich Überlegungen und nachher wird 
dieser formuliert. Ich habe es gesagt, ich kann mir vorstellen, dass es eine Verschrift-
lichung gibt, bei uns gibt es das nicht, wir funktionieren trotzdem. Aber die Spontanei-
tät, die Du gesagt hast, die stimmt natürlich nicht. Man überlegt sich meistens vorab, 
wie der Auftrag zustande kommt und redet mit jemand anderem. Aber so spontan, aus 
irgendeiner Regung heraus, das habe ich nie erfahren. Von daher kann ich Euch nur 
sagen, der Auftrag muss immer gut überlegt sein muss, er muss immer gut formuliert 
sein, sonst fällt er durch – beim Abs. 2.  
 
Christoph Gugger: Ich habe den Abs. 2 nicht gelesen. Aber je besser er formuliert ist, 
desto eher bekommt er die Unterstützung der Synode. Wenn er schlecht formuliert ist 
oder aus dem Bauch herauskommt, dann wird ein grosser Teil der Synode hoffentlich 
nein sagen – also, den Antrag ablehnen. Wenn er gut vorbereitet und vorbesprochen 
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ist und eine gewisse Unterstützung im Vorfeld hat, hat er auch eine Chance durchzu-
kommen.  
 
Jörg Schmid: Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte Anwesende, es ist auch bei uns 
so, wenn ein Antrag generell stattfindet, muss man ihn schriftlich eingeben. Er muss 
schriftlich formuliert sein, auch spontan. Wir müssen niedergeschrieben lesen können, 
worüber wir abstimmen. Das müsste auch hier so sein und ich finde die Idee von In-
nerrhoden gut, aber es muss schriftlich formuliert sein. Man kann nicht einfach zum 
hohlen Bauch aus etwas sagen. Das ist mein Argument.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Ich möchte aber darauf aufmerksam machen, dass beim 
Antrag der vorberatenden Kommission die Schriftlichkeit nicht drin ist. Die müsste man 
beantragen, jetzt zum Beispiel, oder in der 2. Lesung.  
 
Albert Kölbener: Ja, ich möchte hier jetzt einmal als Nichtparlamentarier reden. Wir 
haben schon sehr viele Parlamentarier gehört. Ich bin in Innerrhoden nicht im Grossen 
Rat. Es ist meine einzige politische Tätigkeit hier. Ich habe Erfahrung mit kleinen An-
fragen, und zwar in der liechtensteinischen Landesverwaltung. Dort kann das Parla-
ment zu Beginn der Tagungen kleine Anfragen stellen und die Verwaltung hat diese 
bis zum Schluss der Tagungen zu beantworten. Auch dort, im Fürstentum Liechten-
stein herrscht kein Chaos. Ich für mich, als ich das gelesen habe, hatte das Gefühl, 
doch, das ist jetzt einmal etwas, das ich verstehe und ich bin wirklich ein politischer 
Laie. Ich finde das eine gute Sache. Ich würde deshalb den Antrag oder den Vorschlag 
der vorberatenden Kommission unterstützen. Und vielleicht zu den Parlamentarierin-
nen, die von St.Gallen zu uns kommen und Routinier sind, denen traue ich zu, dass 
sie ein einfaches System rasch verstehen.  
 
Martin Breitenmoser: Ich habe es gesagt, ich würde mich nicht für eine Schriftlichkeit 
wehren, aber das, was natürlich Christoph Gugger gesagt hat, ist absolut richtig. Wenn 
der Antrag unsauber formuliert ist, wenn es ein Schuss aus dem Bug heraus ist, dann 
fällt dieser 100%ig runter – erst einmal beim Kirchenrat, Abs. 2, und dann fällt er in der 
Synode runter, weil er undurchdacht ist, weil er nicht sauber formuliert ist, dann kann 
man ja nachfragen. Ich kann Ihnen ein Beispiel geben, ich versuche Ihnen ein Beispiel 
zu geben, wenigstens zu Art. 65. Ein Kollege von der Synode hat mir unlängst gesagt, 
dass er dem Kirchenrat gerne den Auftrag geben würde, dass die Landeskirche Stu-
denten finanziell unterstützen kann, die zum Beispiel die Ausbildung im Theologisch-
Diakonischen-Seminar machen möchten. Leider fehlen den Studenten die finanziellen 
Mittel, die Ausbildung zu machen. Und jetzt gehen wir einmal so vor, wie der Auftrag 
ist: Ich habe das als Auftrag formuliert, dass der Kirchenrat das prüft und sich überle-
gen soll, hier etwas Neues zu machen. Nun gibt es zwei Möglichkeiten: Der Kirchenrat 
nimmt den Auftrag an und wird zum Beispiel in einem halben oder in einem Jahr den 
Lösungsvorschlag der Synode unterbreiten. Ich kann jetzt also sagen, dass ich den 
Auftrag möchte, dass der Kirchenrat bis zur nächsten Synode den Lösungsvorschlag 
präsentiert. Also, ich kann eine Frist reinbringen, wenn ich möchte. Und es macht sehr 
wahrscheinlich auch Sinn, wenn ich diese Frist reinbringe. Der Kirchenrat hat aber die 
Möglichkeit, den Auftrag nicht anzunehmen, weil er findet, das ist nicht unsere Aufgabe 
oder was auch immer. Jetzt hat der Auftraggeber die Möglichkeit, die Synode anzuru-
fen, damit sie über den Auftrag abstimmen kann. Verwirft die Synode den Auftrag, wird 
er nicht ausgeführt, nimmt sie ihn an, hat der Kirchenrat den Auftrag auszuführen. Das 
ist ganz einfach. Man hat diese Barriere reingetan, damit sich der Kirchenrat äussern 
kann, ob er das will, und wenn der Kirchenrat findet, er macht das nicht, dann hat die 
Synode die Möglichkeit zu sagen, wir wollen es oder wir wollen es nicht. Das ist eine 
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einfache Möglichkeit, einen Auftrag zu erteilen und dann zu schauen, was der Kirchen-
rat oder die Synode daraus machen.  
 
Renzo Andreani: Besten Dank für diese Ausführungen. Das ist ja genau gleich, wie 
wir es machen. Es hat einfach einen anderen Namen, wir wählen entweder das Pos-
tulat, das der Auftrag ist oder die Interpellation, das ist die Anfrage. Es sind einfach 
andere Namen. Die Instrumente sind genau gleich, ganz genau die gleichen. Es sind 
einfach andere Namen. Ich weiss nicht, wo das Problem ist. Wir reden von Namen, die 
anders sind, aber inhaltlich ist im Art. 69, 70, 71 genau das beschrieben. Entsprechend, 
ob es nun einen konkreten Auftrag gibt, das kann auch von der Synode bestimmt wer-
den. Von daher sehe ich keinen Unterschied. Wir haben einfach einen anderen Na-
men. Inhaltlich sehe ich keinen Unterschied.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Kann ich ein Postulat oder eine Interpellation direkt in der Synode 
stellen? Muss ich das nicht zuerst schriftlich dem Büro zustellen und sie müssen das 
in die Traktandenliste aufnehmen.  
 
Marcel Steiner: Ja, genau so ist es.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Also, das ist ein Unterschied zur Form zu Innerrhoden. 
 
Sigrun Holz: Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Synodale, die Folgefrage an das, was 
Ann-Kathrin Dufeu gefragt hat. Wenn ich als Synodale dasitze und in der Synode erst 
mündlich die Anfrage mitgeteilt kriege, dann frage ich mich, ob ich nicht im Nachteil bin 
im Vergleich gegenüber dem, wenn ich das im Vorfeld schriftlich schon zu Hause lesen 
und mich darauf vorbereiten kann. Mir liegt nicht an dieser Interpellation, Motion oder 
Anfrage, sondern mir liegt daran, dass ich mich als Synodale mit jedem Thema ver-
gleichsweise vorbereiten kann und das kann ich eher, wenn es schriftlich ist. Wenn 
immer, wünsche ich mir, dass das schriftlich voraus eingereicht werden muss.  
 
Albert Kölbener: Das ist ein Punkt, wo ich noch einmal von den Liechtensteiner rede. 
Wir bekommen die kleinen Anfragen vorgängig schriftlich, aber das ist informell. Und 
das kann man ja auch in diesem Fall machen. Man kann den Kirchenrat auch darüber 
informieren, dass man dies bringen möchte, und er kann sich überlegen, ob er das 
annehmen möchte oder nicht und wie er darauf reagieren möchte. Und noch einmal, 
man kann sich ja trotzdem vorbereiten. Aber noch einmal, es scheint mir einfacher als 
hier Fristen und weiss der Teufel was.  
 
Sigrun Holz: Der Kirchenrat kennt ja dann die Eingabe, wenn ich das jetzt grad richtig 
verstanden habe, aber es geht darum, dass alle Synodale die Möglichkeit haben soll-
ten, die Anfrage zum Voraus zu kennen. Deshalb – rechtzeitig schriftlich einreichen, 
damit alle das haben.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Ich hänge immer noch etwas – die Interpellation und das Postulat 
müssen vorgängig eingereicht werden und das Büro entscheidet, ob es auf die Trak-
tandenliste kommt oder nicht.  
 
Marcel Steiner: Wenn die Fristen eingehalten sind.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Aber auch dann kann es noch entscheiden, ob es draufkommt 
oder nicht.  
 



39 

Marcel Steiner: Im Prinzip ja, aber es wird es nicht machen.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Aber das ist einfach, wenn die Anfrage schriftlich ist, dann kommt 
sie so oder so.  
 
Marcel Steiner: Redest du vom Innerrhoder Modell? 
 
Ann-Kathrin Dufeu: Ja.  
 
Marcel Steiner: Die Anfrage kommt aus der Sitzung. Die ist nicht auf der Traktanden-
liste.  
 
Martin Breitenmoser: Das, was Sigrun hat, finde ich eben grad erschreckend, weil 
man es viel vorher machen muss. Ich meine, was machen wir? Heute gibt es einen 
Antrag zu einem Antrag zur Veränderung von einem Reglement. Wir müssen auch 
entscheiden, ob wir das machen oder ob wir das nicht machen. Ich traue euch allen 
zu, dass ihr spürt, ob das, was hier kommt, Sinn macht oder nicht. Und die Schranken 
von weiss ich nicht was – vorher einhalten und so – das geht von der Spontaneität ab. 
Und ich finde diese Spontaneität vertragen wir und mit dieser können wir umgehen.  
 
Martina Tapernoux: Aber, so wie das Innerrhoder Modell vorliegt, kann man spontan 
auch eine Verfassungsänderung beantragen. Und das finde ich schon etwas viel ehr-
lich gesagt.  
 
Martin Breitenmoser: Aber hör mal Martina, Du musst den Art. 2 lesen. Der Art. 2 
beim 65. Das muss bei Euch durch und bei der Synode. Und sonst gibt es nichts.  
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Ich möchte aus meiner Sicht eine Antwort an Ann-Kathrin 
Dufeu geben. Interpellationen, Postulat, die man ans Büro einreicht, muss das Büro 
abklären, ob es gültig ist oder nicht und muss eine Empfehlung abgeben oder nicht, 
aber es kommt an die Synode, also, es kommt sicher auf die Traktandenliste. Es sagt 
nicht das Büro ja oder nein.  
 
Die Synode stimmt dem Antrag der vorberatenden Kommission mit grossem Mehr zu. 
 
Hans-Ulrich Sturzenegger: Das, worauf ein paarmal hingewiesen wurde, auf die 
Schriftlichkeit. Auch wenn ihr den Antrag von der vorberatenden Kommission jetzt an-
genommen habt, würde ich beliebt machen, dass man in der 2. Lesung die Schriftlich-
keit überdenkt und dort diesbezüglich einen Vorschlag unterbreitet. 
 
Marcel Steiner: Das Büro nimmt diesen Auftrag entgegen.  
 
Martin Breitenmoser: Es geht auch noch über den Art. 66. Wir haben erst über den 
Art. 65 abgestimmt, wenn ich das richtig sehe. 
 
Marcel Steiner: Der Antrag der vorberatenden Kommission ist, dass Art. 65 und 66 
die Art. 65 – 72 ersetzen, also sind wir jetzt bei Art. 73.  
 
Martin Breitenmoser: Darf ich noch etwas zur Schriftlichkeit sagen? Ich habe gesagt, 
dass ich nicht dagegen bin, aber die Anfrage, und jetzt äussere ich mich gegenüber 
der parlamentarischen Kommission, das ist meine Meinung – eine Anfrage ist ja nur 
eine Anfrage an die Behörde, an den Kirchenrat oder ans Büro – die man meistens 
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direkt beantworten kann. Ich bin der Meinung, dass es dort die Schriftlichkeit deutlich 
weniger braucht als beim Auftrag. Und von daher wäre ich froh, wenn man in der vor-
beratenden Kommission, nein vor allem im Büro noch einmal schaut, ob man die 
Schriftlichkeit im Art. 66 haben will oder ob man das nicht in den Art. 65 nehmen will. 
 
Marcel Steiner: Wir haben den Auftrag für beide Artikel so verstanden.  
 
In der Gesamtabstimmung verabschiedet die Synode das Geschäftsreglement der Sy-
node mit grossem Mehr und 2 Gegenstimmen zuhanden der 2. Lesung.  
 
 

11. Reglement Anstellung und Besoldung, Teilrevision; Genehmigung 
 
Mit Bericht vom 16. April 2024 beantragt Ihnen das Büro 
1. auf die Vorlage einzutreten 
2. der Ergänzung im Reglement Anstellung und Besoldung zuzustimmen.  
 
Martina Tapernoux: Die Kirche muss ein sicherer Raum sein – für Kinder, für Jugend-
liche, für Menschen mit einer Beeinträchtigung und für alte Menschen ganz besonders. 
Die Vorstellung, dass in unserer Kirche Grenzverletzungen geschehen, ist unerträglich. 
Jetzt stellt sich die Frage, wie wir besonders schutzbedürftige Personen vor Grenzver-
letzungen schützen können. Ein wichtiger Punkt von Prävention ist der sogenannte 
Sonderprivatauszug. Das Dokument gibt Auskunft über Verurteilungen zu Sexualde-
likten und schweren Delikten an schutzbedürftigen Personen. So eine Verurteilung hat 
dann zur Folge, dass der Täter, die Täterin beruflich und privat keine Verantwortung 
mehr übernehmen darf für besonders schutzbedürftige Personen. Verschiedene Kir-
chen wie zum Beispiel St.Gallen oder Zürich verlangen den Sonderprivatauszug. Und 
wir haben uns vorgestellt, wir möchten das mit dem neuen Reglement Anstellung und 
Besoldung auch einführen. Als dann aber im Herbst die katholische Pilotstudie zum 
Missbrauch in der Kirche und im Januar die Studie der EKD, der Evangelischen Kirche 
Deutschland, rausgekommen sind, hat sich etwas verändert. Wir schlagen Ihnen des-
halb vor, schon jetzt Sonderprivatauszüge zu verlangen. Ein Sonderprivatauszug ver-
hindert, dass Wiederholungstäter und -täterinnen an einem neuen Ort Übergriffe ma-
chen können. Wir wollen mit diesem Schritt auch verhindern, dass Menschen, die ei-
nen Eintrag im Sonderprivatauszug haben und deshalb nicht mehr in der St.Galler Kir-
che arbeiten, bei uns unterkommen. Der Abs. 4, den Sie vorgeschlagen erhalten, ent-
hält die Aussage, dass Angestellte und freiwillig Mitarbeitende von Kirchgemeinden 
und der Landeskirche, die in ihrer Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen und Perso-
nen in Abhängigkeitsverhältnissen Kontakt haben, so einen Sonderprivatauszug ein-
reichen müssen. Das heisst also, es müssen ihn nicht alle einreichen, sondern eben 
nur jene, die diese Voraussetzungen, die formuliert sind, erfüllen. Und das müssen sie 
regelmässig tun. Jetzt gibt es natürlich einen Ermessensspielraum. Ob jemand, der für 
die Reinigung eines Kirchgemeindehauses verantwortlich ist oder die Kirchenmusike-
rin, der Kirchenmusiker, die Mesmerin, der Mesmer einen Sonderprivatauszug einrei-
chen muss, muss der Arbeitgeber abwägen und im Einzelfall entscheiden. Dann gibt 
es aber Berufsgruppen, bei denen es keinen Ermessensspielraum gibt. Das steht im 
Abs 5. Pfarrerinnen, Pfarrer, Sozialdiakoninnen, Sozialdiakone, Fachlehrpersonen für 
Religionsunterricht, Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter müssen zwingend einen 
Sonderprivatauszug einreichen, und zwar deshalb, weil man davon ausgeht, dass 
diese in ihrer Tätigkeit so oder so die Voraussetzungen erfüllen, die formuliert sind. Ich 
war an der Vorsynode in Herisau und da sind verschiedene Fragen aufgetaucht. Es ist 
so, das ist ein schwieriges Thema und wir alle müssen vermutlich etwas üben bis wir 
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Routine haben. Ein paar Fragen sind offengeblieben: Die Kosten waren eine Frage; 
diese müssen vom Arbeitgeber übernommen werden, weil der Arbeitgeber ja so einen 
Sonderprivatauszug verlangt und das sind übrigens 17 Franken pro Personen. Die 
Kirchgemeinde muss auch den ersten Schritt bei der Bestellung bei der Bestellung des 
Sonderprivatauszuges machen; also die Arbeitgeberin muss diesen beantragen und 
die Persone, um die es geht, muss diesen fertig ausfüllen. Also, es gibt auch Arbeit für 
die Kirchgemeinden. Das ist ganz klar. Die heutige Vorlage ist vermutlich nicht für die 
Ewigkeit geschaffen, im Reglement Anstellung und Besoldung wird man noch einmal 
darüber diskutieren. Die heutige Vorlage soll dazu dienen, dass wir die Zeit überbrü-
cken, bis das Reglement in Kraft ist. Ich empfehle Ihnen, den Antrag anzunehmen.  
 
Heinz Mauch: Geschätzter Präsident, geschätzte Kolleginnen und Kollegen der Sy-
node, ich werde langsam zum «Schnurri». Es ist für mich so ein wenig ein Aha-Erlebnis 
und es ist für mich, das, was heute zum Stichwort Vorsynode schon gefallen ist, die 
Vorsynode ist etwas ganz Wichtiges geworden; sie war für mich so oder so wichtig, 
aber das war für mich wirklich eine Vorsynode, wo ich meine Meinung geändert habe. 
Ich bin davon ausgegangen, ja, da haben wir einen Missbrauch, und weil wir einen 
Missbrauch haben, brauchen wir jetzt wieder eine neue Bestimmung, und, und, und… 
Denn wir orientieren uns bei der Gesetzgebung immer an Missbräuchen und deshalb 
blasen sich diese immer auf, denn wir finden auch immer neue Missbräuche. Und dann 
ist die Argumentation gekommen, dass es ein ernst nehmen ist von der Situation mit 
dem Blick darauf, was gesellschaftlich die Kirche für eine Ausstrahlung hat und was 
hier passiert ist und passiert. Und da hat es bei mir Klick gemacht. Und ich unterstütze 
das Anliegen und den Antrag des Kirchenrats, weil ich finde, dass das wichtig ist und 
dass wir das ernst nehmen müssen für jene Menschen, die es betrifft. Es kann immer 
wieder einmal etwas passieren. Eben, es geht um Wiederholungstäter – den ersten 
Fall riskieren wir immer, wenn man mit jemandem beginnt und der hat noch nichts. 
Aber dass dann etwas passiert, ist möglich. Aber wir haben dann unsere Pflicht getan, 
dass es möglichst nicht passiert und da denke ich, dass das wichtig ist. Wir müssen 
dann in der Praxis schauen, wo es Sinn macht und wo nicht. Aber ich finde das Anlie-
gen sehr berechtigt.   
 
Marcel Steiner: Wir sind noch beim Eintreten. Ich gebe das Wort Urs Sturzenegger.  
 
Urs Sturzenegger: Wir haben an der Vorsynode im Vorderland auch darüber geredet. 
Und wir sind der Meinung, dass wir den Vorschlag zur Ergänzung des Art. 12 als noch 
nicht abstimmungsreif betrachten und möchten ihn zur Überarbeitung an den Kirchen-
rat zurückgeben. Ich möchte deshalb einen Rückweisungsantrag stellen.  
 
Albert Kölbener: Ich möchte mich meinem Vorredner anschliessen und bin froh, dass 
er das schriftlich bereits gemacht hat. Ich bin grundsätzlich der Meinung, dass es sinn-
voll ist, was hier steht. Aber im Abs. 5, dass die Freiwilligen reingenommen werden, 
finde ich etwas unausgereift. Wir haben manchmal Mühe, Leute für die Kinder-
Plauschtage in den Frühlingsferien zu finden und wir sind froh, wenn einige Mütter und 
Väter helfen. Und wenn ich bei jedem einen Zettel abholen muss, habe ich irgendwann 
Mühe, Freiwillige zu erhalten. Aber ich denke, wie es Urs gesagt hat, vielleicht muss 
man es einfach noch etwas ausreifen lassen. Dass man dann darüber diskutieren und 
bestimmen kann.  
 
Martin Breitenmoser: Ich habe einen Ordnungsantrag. Es geht ums Eintreten und 
nicht um die Detailberatung.  
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Marcel Steiner: Richtig, wir sind noch beim Eintreten. Der Rückweisungsantrag ist ein 
Ordnungsantrag, aber über diesen ist erst abzustimmen nach der Diskussion.  
 
Roman Fröhlich: Geschätzter Präsident, geschätzte Damen und Herren, ich bin ein-
deutig für Eintreten, weil da sind Sachen, Gefahren und Risiken vorhanden, die ver-
deckt sind und die wir unbedingt angehen müssen. Ob der Vorschlag schon ausgereift 
ist oder nicht – wir müssen dies angehen. Und ich begründe das auch damit, dass ich 
seit ein paar Jahren im Kanton Zürich in den Schülerlagern mitmache, bei unserem 
Sohn, der Lehrer ist. Und eines Tages habe ich unaufgefordert einen solchen Antrag 
für einen Auszug erhalten. Zuerst habe ich gedacht, ja, was ist jetzt mit mir passiert. 
Aber das ist alles zusammen legitim und es ist eine Sorgfaltspflicht, die die Schule 
umgesetzt hat. Und es ist auch sehr einfach, das zu machen. Und ich meine, die Ver-
antwortlichen hier bei uns im Kirchenrat, die die Pflicht auslösen, wissen, bei wem sie 
was einfordern sollen: und deshalb, unbedingt eintreten.  
 
Der Rückweisungsantrag Sturzenegger erhält in der 1. Abstimmung 22:22 Stimmen.  
 
Die Synode stimmt dem Rückweisungsantrag Sturzenegger in der 2. Abstimmung mit 
22:21 Stimmen zu. 
 
Urs Sturzenegger: Darf ich noch eine Frage stellen. Ich habe den Rückweisungsan-
trag schriftlich abgegeben, aber noch keine Begründung dazu abgegeben – in der Ein-
tretensdebatte. Hätte ich das in der Eintretensdebatte machen sollen? 
 
Martin Breitenmoser: Ja, es wäre schon so. Eintreten ist eintreten und erst nachher 
kommt die Rückweisung, nicht schon beim Eintreten, oder? 
 
Marcel Steiner: Die kurze Beratung im Büro hat ergeben, dass es durchaus rechtens 
ist – man kann beides machen – ein Rückweisungsantrag kann in der Eintretensde-
batte oder während der Detailberatung gestellt werden. Es ist beides möglich, aber er 
muss begründet werden für das Wortprotokoll. Und deshalb, Urs, bitte ich dich, die 
Begründung noch nachzuliefern.  
 
Urs Sturzenegger: Die Begründungen, die wir besprochen haben, sind: Die Formulie-
rung Personen in Abhängigkeitsverhältnissen, das ist bei Punkt 4, ist zu offen formuliert 
und sollte genauer eingegrenzt werden. Abhängigkeitsverhältnisse bitte präzisieren. 
Im Kommentar des Kirchenrates wird präzisierend immerhin noch das Wort schutzbe-
dürftig verwendet, das jedoch im Reglementtext fehlt. Der betroffene Kreis an Freiwil-
ligen, das ist unten im 5, ist zu wenig präzisiert. Muss beispielsweise eine freiwillig 
Mitarbeitende Köchin im Kinderlager auch einen Sonderprivatauszug vorlegen? Was 
heisst regelmässig? Wie oft? Fixer zeitlicher Rhythmus? Und dann haben wir noch 
geschrieben: Kostenfolgen sind unklar. Das hat Martina zwar jetzt gesagt – 17 Franken 
pro Person.  
 
Ann-Kathrin Dufeu: Geschätzter Präsident, geschätzte Synodale, ich bereue es fast 
etwas, dass ich bei der Eintretensdebatte nichts gesagt habe, weil in sehr vielen Be-
rufsgruppen, die mit Kindern und Schutzbedürftigen zu tun haben, ist das seit Jahren 
eine absolute Selbstverständlichkeit. Es fragt niemand, weshalb wir das abgeben müs-
sen. Und mit jedem Moment, den wir versäumen, zusätzliche Sicherheit für Kinder und 
Schutzbedürftige zu schaffen, die den Kirchgemeinden anvertraut werden, vergeuden 
wir Zeit und ich bin über das Resultat völlig enttäuscht. Es ist etwas, das wir unbedingt 
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machen müssen. Wir sind dazu verpflichtet, die uns anvertrauten schutzbedürftigen 
Menschen zu unterstützen.  
 
Roman Fröhlich: Es waren jetzt Informationen da von Urs, zu denen ich sagen muss, 
dass diese genau jetzt hätten aufgenommen werden können. Ich verstehe das nicht 
ganz, weil ich auch der Pflicht nachkommen möchte, dass man hier sorgfältig sein und 
à jour sein muss.  
 
Eugen Brunner: Geschätzte Synodale, wenn ich richtig zugehört habe, wäre der Vor-
schlag schärfer, als jener, den wir hier drin haben. Und wenn es irgendeine Variante 
gibt, darauf zurückzukommen und das, was wir hier vor uns haben, noch einmal dis-
kutieren können, allenfalls mit dem Wunsch auf Verschärfung, würde ich das sehr be-
grüssen, weil thematisch ist es so brisant, was wir hier in unserer Landeskirche bestim-
men, wenn wir jetzt sagen, uns ist das egal – die dürfen alle bei uns arbeiten. Ich weiss 
nicht, ob wir das parlamentarisch hinkriegen, das wir das noch einmal machen können. 
Das Thema hat eine grosse Brisanz und es ist in Schulen und sonstigen Institutionen 
Usanz, dass man das einreicht. Und weshalb wir jetzt einfach so zurückweisen – ich 
verstehe, dass wir über den Text diskutieren wollen, aber abzustimmen, bevor wir ge-
hört haben, was der Antragsteller eigentlich möchte, dort habe ich ein Verständnis-
problem zu unserem parlamentarischen Vorgehen. Ich weiss nicht, ob es noch eine 
Variante gäbe.  
 
Marcel Steiner: Wir sind abstimmungstechnisch, verfahrenstechnisch etwas in die 
Bredouille geraten, aber ich schlage vor, dass wir die Abstimmung über den Rückwei-
sungsantrag, nachdem wir jetzt noch die Argumentation gehört haben, wiederholen.  
 
Urs Sturzenegger: Was wir diskutiert haben – wir wollen ja nicht diesen Punkt ab-
schwächen. Wir wollen nur sagen, dass man noch einmal darüber muss, weil die For-
mulierungen, wie sie jetzt sind, für uns noch nicht ausgereift sind. Deshalb haben wir 
den Rückweisungsantrag so formuliert. Wir haben selbstverständlich verschiedene 
Freiwilligkeiten und Berufsgattungen. Aber zum Beispiel bei einer Kinderfeier, wenn 
eine Mutter mithilft – hier geht es schon wieder um Regelmässigkeit – da waren bei 
uns offene Fragen und deshalb haben wir gesagt, wir wollen einen Rückweisungsan-
trag machen. Überdenkt das bitte noch einmal und versucht anders zu formulieren. 
Das etwas geschehen muss, ist selbstverständlich.  
 
Sigrun Holz: Um die Bredouille des Präsidenten noch etwas zu vergrössern, gäbe es 
die Möglichkeit, den Antrag aufzuteilen. Dass man sagt, wir stimmen heute darüber ab, 
dass alle angestellten Berufsgruppen ab sofort den Sonderprivatauszug einreichen, 
weil, wenn ich es richtig verstehe, besteht die Unklarheit bei den Freiwilligen, und dass 
wir den zweiten Teil im September beschliessen.  
 
Marcel Steiner: Ich denke, es besteht jetzt erst einmal Unklarheit über das Verfahren. 
Wir haben einen Rückweisungsantrag angenommen mit dem unschönen Beige-
schmack, dass wir die Informationen erst nachträglich erhalten haben. Stellt jetzt je-
mand eine Rückkommensantrag auf Wiederholung der Abstimmung? 
 
Martin Breitenmoser: Das würde ich nicht machen. Da muss man etwas regeln. Ich 
weiss ja nicht, was Eugen unter Verschärfung versteht. Ich glaube, den Rückweisungs-
antrag mit den Unklarheiten, die Urs aufgezeigt hat, muss an der nächsten Synode 
behandelt werden, sonst kommt es dann mit grösster Wahrscheinlichkeit dann in der 
Detailberatung – und dann noch einmal mit den gleichen Fragen – wer bezahlt jetzt 
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das? Und wer nicht? Und dann gibt es vermutlich so oder so eine 2. Lesung aufgrund 
dessen, dass er wahrscheinlich sagt, dass er sagt, er wolle es geregelt haben. Und 
dann ist der Rückweisungsantrag in Ordnung und den kann man noch einmal an-
schauen und an der nächsten Synode bringen.  
 
Marcel Steiner: Eine 2. Lesung gibt es bei einer solchen Teilrevision in der Regel nicht.  
 
Christoph Gugger: Wie wird denn die Presse informiert? Also, wenn morgen in der 
Zeitung steht, dass die Landeskirche einen Antrag auf Verbesserung zurückgewiesen 
hat, ist das keine gute Presse für uns.  
 
Roman Fröhlich: Ich möchte die Stimme von Christoph Gugger unterstützen. Es ist 
wirklich ein Signal, das wir setzen können. Und Martina hat das vorgebracht. Ich finde, 
es ist falsch, wenn wir das jetzt zurückweisen im Sinne von: Macht jetzt hier noch ein 
bisschen – wir schauen dann nachher. Wenn wir jetzt in eine Diskussion eintreten wür-
den, dann würden wir das ernst nehmen. Das ist ein ganz anderes Signal. 
 
Lars Syring: Ich stelle den Ordnungsantrag auf Wiederholung der Wahl. 
 
Der Rückweisungsantrag Sturzenegger erhält in der 1. Abstimmung 22:21.  
 
Die Synode stimmt dem Rückweisungsantrag Sturzenegger in der 2. Abstimmung mit 
22:17 Stimmen zu. 
 
 

12. Bezug aus dem Bibelfonds für Projekte zum Reformationsjubiläum 2024; Geneh-
migung 
 
Mit Bericht vom 24. Mai 2024 beantragt Ihnen die Projektkommission 
1. auf die Vorlage einzutreten 
2. dem Bezug aus dem Bibelfonds in der Höhe von maximal 23'400 zuzustimmen. 
 
Irina Bossart: Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Synodenmitglieder, die Pro-
jektkommission, das konntet ihr lesen, hat die Reformationsprojekte lanciert. Wir haben 
im Kahr 2021 begonnen, weil wir es wichtig gefunden haben, dass die Appenzeller 
Reformation noch besonders gefeiert wird, obwohl wir schon zweimal gefeiert haben – 
im Jahr 2017 und im Jahr 2019, also Luther und Zwingli – weil es sehr viele Besonder-
heiten in der Appenzeller Reformation gab, die es zu würdigen gilt. Und wir wollten 
etwas machen, das man mit Freude umsetzen kann. Die Kirche ist genügend unter 
Druck. Und wir haben gedacht, ja, 500 Jahre, das ist ja nicht nichts. Und inzwischen 
hat das auch begonnen. Wir haben Projekte entwickelt, bei denen wir gedacht haben, 
das wir welche nehmen oder lancieren möchten, die man stemmen kann. Weil wir in 
der Projektkommission nur zu dritt sind, wobei zwei an diesen Projekten rumstudiert 
haben. Wir haben mehrmals einen Aufruf gemacht an verschiedenen Orten, ob nicht 
noch mehr mitmachen würden. In der Zwischenzeit sind die Turmanlässe zustande 
gekommen. Sie laufen und einige haben Presseechos gefunden und sehr schöne 
Presseechos, schöne Artikel zum Beispiel vom Innerrhoder Landesarchivar Sandro 
Frevel oder eben auch die Berichterstattung. Und diese Projekte waren lanciert und 
ein Projekt lief immer etwas schleppend – nämlich die Disputationen. Das hat dann im 
Herbst neue Fahrt aufgenommen, das grosse Abendmahl – das Gesamtkirchenfest in 
Speicher. Und es wurde auch ein Grossprojekt. Aufgrund dieser Dynamik oder der 
rollenden Planung haben wir es verpasst, ein Gesamtbudget zu erstellen, was 
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einigermassen peinlich ist. Und wir haben dann mit dem Kirchenrat die Möglichkeiten 
beraten, dass das alles korrekt laufen kann auch mit der Finanzierung. Und der Kir-
chenrat hat dann den Bibelfonds gefunden und darin eine Möglichkeit gesehen, wie 
man das grosse Projekt, also das grosse Abendmahl in Speicher und die Vernissagen 
des Publikationsprojekts in Trogen, noch finanzieren kann. Wir denken, dass der Bi-
belfonds für den Bibeldruck nicht mehr gebraucht werden kann, aber er entspricht ei-
gentlich dem Inhalt des Reformationsjubiläums, bei dem ja eigentlich auch die Bibel im 
Zentrum steht – die Wortüberlieferung. Und es sind gute Projekte entstanden. An die-
ser Stelle möchte ich allen in den Kirchgemeinden herzlich für die Umsetzung danken. 
Und in diesem Sinne finden wir, dass das Geld sinnvoll investiert ist. Es ist konkret und 
nicht einfach ins Leere investiert und deshalb bitten wir Sie um Annahme des Bezugs 
aus dem Bibelfonds.  
 
Eintreten ist unbestritten. 
 
Detailberatung. 
 
Die Synode stimmt dem Antrag der Projektkommission für den Bezug aus dem Bibel-
fonds mit grossem Mehr zu. 
 
Irina Bossart: Darf ich mich noch rasch herzlich bedanken. Es freut mich sehr – auch 
für das Vertrauen. Vielen Dank.  
 
Sigrun Holz: Auch wir danken Irina ausdrücklich herzlich. Sie hat zusammen mit der 
Projektkommission sehr viel Arbeit in dieses Projekt gesteckt. Ich glaube, auch das ist 
einmal für die ganze Projektkommission ein Applaus wert.  
 
Applaus 
 
 

13. Bericht und Antrag Fortführung Diakonie; Kenntnisnahme 
 
Mit Bericht vom 21. Mai beantragt der Kirchenrat 
1. die Kenntnisnahme des Berichts.   
 
Martina Tapernoux: Ich habe dem Bericht nichts hinzuzufügen.  
 
Die Synode nimmt den Bericht zur Fortführung der Diakonie ohne Diskussion zur 
Kenntnis. 
 
 

14. Revision Reglemente; Information 
Die Synode nimmt die Information ohne Diskussion zur Kenntnis.  
 
 

15. Umfrage 
 
Martin Breitenmoser: Solange es dieses Traktandum noch gibt, nutze ich es noch. 
Es ist eine kleine Geschichte. Es geht mir um die Lesbarkeit. Ich weiss nicht, wie es 
euch geht. Beim letzten Traktandum steht oben links Traktandum 14. Und bei allen 
anderen Traktanden stehen oben links römische Zahlen, mit denen ich nichts anfangen 
kann. Und ich wäre sehr dankbar, wenn bei den verschiedenen Geschäften das 
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Traktandum bezeichnet werden könnte. Bei der Einladung steht Traktandum 1, 2, 3, 4, 
5… und wenn man das oben rechts hintun könnte, weiss ich auch, wohin es gehört, 
wenn ich ein Durcheinander mache. Wenn ich der einzige bin, dann lassen wir das wie 
es ist, aber beim ersten ist das Traktandum bezeichnet, bei den anderen nicht. Ich 
möchte, dass man das im Büro und dem Kirchenrat anschaut.  
 
Marcel Steiner: Das Büro hat dieses Anliegen an die Verwaltung weitergereicht und 
es ist dort auf fruchtbaren Boden gestossen.  
 
Irina Bossart: Ich möchte gerne auf das Gesamtkirchenfest aufmerksam machen und 
auf den Anlass zum grossen Abendmahl «Zu Tisch», das am 24. August in Speicher 
stattfindet. Und unser Wunsch wäre, dass aus jeder Kirchgemeinde eine Delegation 
von sicher drei Leuten, wenn nicht mehr kämen, die daran teilnehmen würden, so dass 
man einmal das Gefühl von der Gesamtkirche erhält, die hier anwesend ist – oder 
auch, um sich selber etwas feiern und miteinander einen schönen Abend oder Tag 
verbringen zu können.  
 
Marcel Steiner: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich danke allen fürs Mitwirken 
und ich übergebe das Wort für den Schlusssegen an Sigrun Holz.  
 

Pfarrerin Sigrun Holz spricht einen Segen. 
 
Ende der Synode um 14:13 Uhr.  
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